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Zielabweichungsverfahren gemäß § 6 Raumordnungsgesetz (ROG) 
i.V.m. § 16 Abs. 1 Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen 
(LPlG NRW) von Ziel 2-3 des Landesentwicklungsplans Nordrhein 
Westfalen (LEP NRW)  

- Entscheidung über die jeweils für aktuelle 
Bauleitplanungen gestellten Anträge der Städte Brakel, 
Espelkamp, Monschau und Rhede  

 
Herstellung des Benehmens mit dem für die Landesplanung 
zuständigen Ausschuss des Landtags Nordrhein-Westfalen  
 
 
 
 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

 

die Städte Brakel, Espelkamp, Monschau und Rhede beantragen für die 

Umsetzung ihrer Planungen für die Errichtung von 

Feuerwehrgerätehäusern in Brakel und Espelkamp, für die Ausweisung 

eines Wohngebietes in Monschau sowie für die Erweiterung einer 

Biogasanlage in Rhede jeweils eine Abweichung von Ziel 2-3 des 

Landesentwicklungsplanes Nordrhein-Westfalen (LEP). Eine detaillierte 

Beschreibung der Planinhalte findet sich in den beiliegenden Berichten 

zu den beantragten Zielabweichungsverfahren unter „1. Sachverhalt“. 

 

Mit Urteil vom 21.03.2024 (Az.: 11 D 133/20.NE) hat das OVG NRW auf 

Normenkontrollantrag des BUND zwölf Festlegungen der 1. LEP-

Änderung für unwirksam erklärt. Darunter fällt auch die Festlegung Ziel 2-

3 Siedlungsraum und Freiraum des Landesentwicklungsplans Nordrhein-

Westfalen. Es leben insoweit die Regelungen wieder auf, die bis zum In-

Kraft-Treten der 1. LEP-Änderung galten. Damit entfallen verschiedene 
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Ausnahmen des Ziels 2-3 der 1. LEP-Änderung für Bauflächen und -

gebiete, die im regionalplanerisch festgelegten Freiraum zuvor dargestellt 

und festgesetzt werden konnten. Die oben genannten Bauleitplanungen 

sind von der geänderten Rechtslage betroffen und können nicht wie 

geplant abgeschlossen werden.  

 

Voraussetzung für die Aufstellung eines Bauleitplanes ist gem. § 1 Abs. 

4 Baugesetzbuch (BauGB) die Vereinbarkeit der Planung mit den Zielen 

der Raumordnung. Um diese zu erreichen, haben die genannten Städte 

die o. g. Anträge auf Zielabweichung gestellt. 

 

Nach § 6 ROG i.V.m. § 16 Abs. 1 LPlG NRW kann im Einzelfall von den 

Zielen der Raumordnung abgewichen werden, wenn die Grundzüge der 

Planung nicht berührt sind und die Abweichung unter raumordnerischen 

Gesichtspunkten vertretbar ist. Zuständig für die Prüfung des Antrages 

auf Zielabweichung ist das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie als Landesplanungsbehörde. Sie entscheidet 

im Einvernehmen mit den fachlich zuständigen Ministerien und im 

Benehmen mit dem für die Landesplanung zuständigen Ausschuss des 

Landtags. 

 

Die Prüfung der Anträge hat ergeben, dass jeweils die inhaltlichen 

Voraussetzungen für die Abweichung von Ziel 2–3 des LEP NRW 

vorliegen. Eine detaillierte Bewertung der Voraussetzungen findet sich in 

den beiliegenden Berichten zu den Zielabweichungsverfahren jeweils 

unter „2. Landesplanerische Prüfung“ und „3. Abschließende Bewertung 

und Ermessensentscheidung“.  

 

Die Entscheidung erfolgte im Einvernehmen mit der Staatskanzlei und 

den zuständigen Fachressorts, dem Ministerium des Innern, dem 

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales, dem Ministerium für 

Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung sowie dem Ministerium für 

Umwelt, Naturschutz und Verkehr. 

 

Die Abweichung von Zielen des LEP NRW gemäß § 16 Abs. 1 LPlG NRW 

bedarf gemäß § 16 Abs. 4 Satz 2 LPlG NRW ebenfalls des Benehmens 

mit dem für die Landesplanung zuständigen Landtagsausschuss.  
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Hierfür übersende ich die beiliegenden Berichte zu den vier 

Zielabweichungsverfahren mit der Bitte, diese dem Ausschuss für 

Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie zur 

Benehmensherstellung zuzuleiten. 

 

 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

 

 

Mona Neubaur MdL 
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Anlage 1 

Bericht zum Zielabweichungsverfahren gemäß § 6 Raumordnungs-

gesetz (ROG) i. V. m. § 16 Abs. 1 Landesplanungsgesetz Nordrhein-

Westfalen (LPlG NRW) von Ziel 2-3 des Landesentwicklungsplans 

Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) auf Antrag der Stadt Brakel für die 

60. Änderung des Flächennutzungsplans 

Herstellung des Benehmens mit dem für die Landesplanung zuständigen 

Ausschuss des Landtags Nordrhein-Westfalen nach Herstellung des Ein-

vernehmens mit den fachlich zuständigen Ministerien 

 

1. Sachverhalt 

Die Stadt Brakel gehört zum Kreis Höxter im Regierungsbezirk Detmold 

und hat ca. 15.000 Einwohner. Der räumliche Geltungsbereich der 60. 

Änderung des Flächennutzungsplans (FNP) liegt ca. 200 m vom Ortsteil 

Brakel-Frohnhausen entfernt (vergleiche Abbildungen 1 und 2). Mit der 

Bauleitplanung beabsichtigt die Stadt Brakel, die planungsrechtlichen 

Voraussetzungen für ein neues zentral gelegenes Feuerwehrgerätehaus 

für die Löschgruppen Frohnhausen und Auenhausen zu schaffen. 

 

 
Abbildung 1: Lage des Ortsteils Brakel-Frohnhausen 
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Im Regionalplan OWL für den Regierungsbezirk Detmold befindet sich 

der Geltungsbereich der 60. FNP-Änderung im „Allgemeinen Freiraum- 

und Agrarbereich“ mit der zusätzlichen Freiraumfunktion eines „Bereichs 

für den für den Schutz der Landschaft und der landschaftsorientierten 

Erholung“ (vergleiche Abbildung 2). 

 

   
Abbildung 2: Auszug Regionalplan OWL und Luftbild mit Lage der 60. FNP-Ände-

rung 

 

Die mit der 60. FNP-Änderung überplante Fläche liegt nordöstlich des 

Ortsteils Frohnhausen und dort unmittelbar westlich der Kreisstraße 

K 54. Konkret umfasst der Geltungsbereich das rund 1 ha große, als 

Ackerland genutzte Flurstück 44, Flur 2, in der Gemarkung Frohnhausen. 

Im gültigen Flächennutzungsplan der Stadt Brakel ist das Areal vollstän-

dig als „Fläche für die Landwirtschaft“ dargestellt. Südöstlich befindet 

sich in geringer Entfernung eine „Gemeinbedarfsfläche“ für die bauleit-

planerische Sicherung der Von-Galen-Schule, einer privaten Förder-

schule mit dem Förderschwerpunkt der geistigen Entwicklung (vergleiche 

Abbildung 3). 

 

Im Rahmen der 60. FNP-Änderung ist nun die Ausweisung einer „Fläche 

für den Gemeinbedarf“ mit der Zweckbestimmung „Feuerwehr“ geplant 

(Abbildung 4). Hierdurch sollen auf Ebene der vorbereitenden Bauleitpla-

nung die Voraussetzungen geschaffen werden, um an diesem Standort 

in einem nachgelagerten Verfahren ein Feuerwehrgerätehaus genehmi-

gen zu können. 

 

Auf Grundlage des § 3 Abs. 1 des Gesetzes über den Brandschutz, die 

Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG NRW) ist die Stadt 

Brakel verpflichtet, eine den örtlichen Verhältnissen entsprechende leis-

tungsfähige Feuerwehr vorzuhalten. Zur Bemessung der Ausstattung der 

Feuerwehr haben die Gemeinden gemäß § 3 Abs. 3 BHKG NRW Brand-

schutzbedarfspläne (BSBP) aufzustellen, umzusetzen und spätestens 

alle fünf Jahre fortzuschreiben. Laut Aussage der Stadt Brakel zeigte sich 

im Zuge der aktuellen Fortschreibung des BSBP, dass die bestehenden 

Feuerwehrgerätehäuser in den Ortsteilen Auenhausen und Frohnhausen 
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erhebliche Mängel aufweisen, die eine Unfallgefährdung und gesundheit-

liche Beeinträchtigung für die ehrenamtlichen Einsatzkräfte darstellen. 

Beide Feuerwehrgerätehäuser erfüllen nicht mehr die aktuellen Anforde-

rungen an Feuerwehrstandorte nach DGUV 205-008 (Information 205-

008 der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung „Sicherheit im Feu-

erwehrhaus – Sicherheitsgerechtes Planen, Gestalten und Betreiben“) 

und DIN 14092-1 „Feuerwehrhäuser – Teil 1: Planungsgrundlagen“. Das 

Feuerwehrgerätehaus am nördlichen Ortsrand von Frohnhausen liegt zu-

dem unmittelbar neben dem Kindergarten (vergleiche Abbildung 4). 

 

 
Abbildung 3: Auszug aus dem wirksamen Flächennutzungsplan mit Geltungsbe-
reich der 60. FNP-Änderung. Derzeitiger Standort des Feuerwehrgerätehauses rot 
umkreist. 

 

 
Abbildung 4: geplante 60. FNP-Änderung 
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Laut Angaben der Stadt Brakel ist die dringend erforderliche Sanierung 

und Erweiterung der beiden Feuerwehrgerätehäuser nach den Vorgaben 

der DIN 14092-1 an den bestehenden Standorten insbesondere auf-

grund der engen Siedlungsstrukturen nicht möglich. Im Übrigen stehe in 

den betroffenen Ortschaften derzeit auch kein geeignetes freies oder 

zum Kauf aus privatem Eigentum stehendes Grundstück zur Verfügung. 

Daher sei der Neubau eines zentralen Feuerwehrgerätehauses ins Auge 

gefasst worden, das die bisherigen Feuerwehrgerätehäuser ersetzt. 

Durch die Zusammenlegung der zwei Standorte werden gleichzeitig die 

im BSBP festgeschriebenen Konzentrationsprozesse der städtischen Inf-

rastruktur unterstützt. 

 

Zur Alternativenprüfung bei der Standortwahl für das neue gemeinsame 

Feuerwehrgerätehaus führt die Stadt Brakel aus, dass mit Blick auf die 

im BSBP definierten Hilfsfristen der Feuerwehr lediglich der nördliche Teil 

Frohnhausens in Betracht kam. Nur dort sei sichergestellt, dass die ge-

forderten Einsatzzeiten für die Ortsteile Auenhausen, Frohnhausen, 

Hampenhausen sowie den in der Nachbargemeinde Borgentreich gele-

genen Ortsteil Natingen erfüllt werden können. Innerhalb des im Zusam-

menhang bebauten Ortsteils Frohnhausen sei allerdings der Neubau ei-

ner Feuerwache nicht möglich, da im relativ eng bebauten Dorfkern keine 

hinreichend großen Baulücken zu finden seien. Auch Überlegungen zur 

Erweiterung des Innenbereichs der Ortslage hätten aufgrund von Rest-

riktionen (Bodendenkmal und Oberlandleitung) verworfen werden müs-

sen. 

 

Voraussetzung für die 60. FNP-Änderung ist gem. § 1 Abs. 4 BauGB die 

Vereinbarkeit der Planung mit den Zielen der Raumordnung. Die Bezirks-

regierung Detmold hatte hierzu mit Stellungahme vom 18.07.2023 auf die 

Anfrage der Stadt Brakel nach § 34 Abs. 1 LPlG NRW auf Grundlage der 

damaligen Rechtslage mitgeteilt, dass die geplante 60. FNP-Änderung 

mit den Zielen der Raumordnung vereinbar sei. Maßgeblich waren zu 

diesem Zeitpunkt insbesondere die Regelungen in Ziel 2-3 des LEP NRW 

in der Fassung der 1. LEP-Änderung von 2019. Die Ausnahmeregelun-

gen im sechsten Spiegelstrich von Ziel 2-3 Satz 4 des LEP NRW boten 

Städten und Gemeinden unter anderem die Möglichkeit, im regionalpla-

nerisch festgelegten Freiraum Bauflächen und Baugebiete darzustellen 

und festzusetzen, wenn dies die besondere öffentliche Zweckbestim-

mung für bauliche Anlagen der Kommunen bei der Erfüllung ihrer Aufga-

ben im Brand- und Katastrophenschutz erfordert. 

 

Nach der Durchführung des Bauleitplanverfahrens hat der Rat der Stadt 

Brakel in seiner Sitzung am 11.06.2024 die 60. FNP-Änderung durch ab-

schließenden Beschluss festgestellt. Gleichzeitig wurde die Verwaltung 

beauftragt, bei der Bezirksregierung Detmold die Genehmigung gemäß 

§ 6 BauGB einzuholen. 
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Kurz zuvor waren vom Oberverwaltungsgericht NRW (OVG NRW) mit 

Urteil vom 21.03.2024 (Az. 11 D 133/20.NE) weite Teile der 1. LEP-Än-

derung für unwirksam erklärt worden. Hierunter auch das geänderte Ziel 

2-3 des LEP NRW, auf das sich die von der Bezirksregierung Detmold 

im Juli 2023 erstellte Stellungnahme zur Vereinbarkeit der Bauleitpla-

nung mit den Zielen der Raumordnung bezog. In Folge des Urteils lebt 

die ursprüngliche Fassung von Ziel 2-3 des LEP NRW aus dem Jahr 

2017 wieder auf. Da die Vereinbarkeit der 60. FNP-Änderung mit Ziel 2-

3 des LEP NRW von 2017 nicht hergestellt werden kann (vergleiche 2.1 

unten), war die Genehmigung dieser FNP-Änderung absehbar ausge-

schlossen. Die Stadt Brakel hat den Genehmigungsantrag daher zurück-

gezogen. 

 

Zu den möglichen Folgen einer weiterhin ausbleibenden Genehmigung 

der 60. FNP-Änderung führt die Stadt Brakel aus, dass der Stadtrat am 

20.06.2023 beschlossen habe, einen Generalübernehmer mit der Errich-

tung des Feuerwehrgerätehauses zu beauftragen, um einer langen Bau-

zeit entgegenzuwirken. Innerhalb von acht Monaten habe der Stadtver-

waltung ein zuschlagsfähiges Angebot vorgelegen, das nach der ange-

strebten Genehmigung der 60. FNP-Änderung im August 2024 ange-

nommen werden sollte. Derzeit stehe die Stadtverwaltung in Kontakt mit 

dem Unternehmer, um die Mitte Dezember 2024 auslaufende Bindefrist 

des Angebots um weitere vier bis fünf Monate zu verlängern. Es sei al-

lerdings zweifelhaft, ob eine Verlängerung über einen längeren Zeitraum 

möglich sei. Andernfalls müsse das zeitaufwändige und kostenintensive 

Vergabeverfahren mit Teilnahmewettbewerb wiederholt werden. 

 

Weiterhin führt die Stadt Brakel aus, dass in Frohnhausen die unmittel-

bare räumliche Verbindung von Feuerwehrgerätehaus und Kindergarten 

derzeit auch die Betriebserlaubnis der städtischen Kindertageseinrich-

tung gefährde. In der Vergangenheit seien mehr Plätze für Kinder unter 

drei Jahren in Anspruch genommen worden, so dass eine Erweiterung 

der Räumlichkeiten des Kindergartens notwendig sei. Hierzu sei es er-

forderlich, die derzeit durch die Feuerwehr genutzten Räumlichkeiten 

miteinzubeziehen. Erst dann könne eine dauerhafte Betriebserlaubnis für 

die Kindertageseinrichtung sichergestellt werden. 

 

Insgesamt sei aus Sicht der Stadt Brakel die abschließende Genehmi-

gung der 60. FNP-Änderung daher von äußerster Dringlichkeit und 

müsse noch im Jahr 2025 erfolgen. Um vor diesem Hintergrund für das 

kommunale Planvorhaben des Feuerwehrgerätehauses zeitnah Pla-

nungsrecht zu schaffen, hat die Stadt mit Schreiben vom 07.11.2024 bei 

der Landesplanungsbehörde einen Antrag auf Zielabweichung gem. § 16 

Abs. 1 LPlG NRW von den Regelungen des aktuell rechtsgültigen Ziels 

2-3 des LEP NRW gestellt. Ergänzend zum Antrag der Stadt Brakel hat 

die Bezirksregierung Detmold einen Begleitbericht erstellt, der insbeson-

dere das Vorliegen eines Einzelfalls erläutert. 
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2. Landesplanerische Prüfung 

Gemäß § 6 Raumordnungsgesetz (ROG) i.V.m § 16 Abs. 1 Landespla-

nungsgesetz NRW (LPlG NRW) kann von Zielen der Raumordnung im 

Einzelfall abgewichen werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht 

berührt werden und die Abweichung unter raumordnerischen Gesichts-

punkten vertretbar ist. Zuständig für das Zielabweichungsverfahren von 

Zielen des Landesentwicklungsplans NRW (LEP NRW) ist gemäß § 16 

Abs. 4 LPlG NRW die Landesplanungsbehörde. Sie entscheidet im Ein-

vernehmen mit den fachlich zuständigen Ministerien und im Benehmen 

mit dem für die Landesplanung zuständigen Ausschuss des Landtages. 

 

2.1 Bestehender Zielkonflikt 

Ziel 2-3 des LEP NRW 

Gemäß Ziel 2-3 des LEP NRW vollzieht sich die Siedlungsentwicklung 

der Gemeinden innerhalb der regionalplanerisch festgelegten Siedlungs-

bereiche. Unberührt davon kann sich in den im regionalplanerisch fest-

gelegten Freiraum gelegenen kleineren Ortsteilen eine Siedlungsent-

wicklung vollziehen, die auf den Bedarf der ansässigen Bevölkerung und 

vorhandener Betriebe auszurichten ist (sog. Eigenentwicklung). Im übri-

gen regionalplanerisch festgelegten Freiraum können ausnahmsweise 

Bauflächen und -gebiete dargestellt und festgesetzt werden, wenn die 

besondere öffentliche Zweckbestimmung für bauliche Anlagen des Bun-

des oder des Landes dies erfordert oder die jeweiligen baulichen Nutzun-

gen einer zugehörigen Freiraumnutzung deutlich untergeordnet sind. 

 

Für die 60. FNP-Änderung kann keine Vereinbarkeit mit Ziel 2-3 des LEP 

NRW hergestellt werden, da sich der Geltungsbereich weder in einem 

regionalplanerisch festgelegten Siedlungsbereich noch in einem im regi-

onalplanerisch festgelegten Freiraum gelegenen kleineren Ortsteil befin-

det. Auch ist die Planung nicht von den Ausnahmeregelungen in Ziel 2-3 

des LEP NRW abgedeckt. 

 

2.2 Tatbestandsmerkmale für eine Zielabweichung  

Formelle Tatbestandsvoraussetzungen: 

 

Die Stadt Brakel ist antragsbefugt im Sinne von §§ 6 Abs. 2 S. 2 ROG, 

16 Abs. 3 LPIG NRW. 

Nach diesen Vorschriften sind öffentliche Stellen [...], die das Ziel der 

Raumordnung, von dem abgewichen werden soll, zu beachten haben, 

antragbefugt. Die Stadt Brakel zählt als Gemeinde zu den öffentlichen 

Stellen (s. § 3 Abs. 1 Nr. 5 ROG). Sie hat gemäß §§ 4 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 

ROG, 1 Abs. 4 BauGB die Ziele des LEP NRW zu beachten und ihre 

Bauleitplanung an diese anzupassen. 

 
Materielle Tatbestandsvoraussetzungen: 

 

2.2.1 Grundzüge der Planung werden nicht berührt 
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Durch die vorgesehene Bauleitplanung werden die Grundzüge der Pla-

nung nicht berührt. 

 

Gemäß §§ 6 Abs. 2 ROG, 16 Abs. 1 LPlG NRW ist zu prüfen, dass bei 

einer Abweichung von Ziel 2-3 des LEP NRW die Grundzüge der Pla-

nung des LEP NRW nicht berührt werden. Dieses Erfordernis stellt si-

cher, dass die Steuerungsfunktion des LEP NRW insgesamt erhalten 

bleibt. Dabei sind die Festlegungen des Raumordnungsplans in ihrer Ge-

samtheit in den Blick zu nehmen und aus diesen ist die übergeordnete 

Planungskonzeption abzuleiten. 

 

Die Plankonzeption des LEP NRW folgt insgesamt der in § 1 Abs. 2 ROG 

vorgegebenen Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung. 

Eine planerische Grundintention des LEP NRW ist in diesem Zusammen-

hang, landesweit auf eine konzentrierte, zukunftsfeste und somit nach-

haltige Siedlungsentwicklung hinzuwirken. Dies geschieht insbesondere 

durch die in Kapitel 2 (Räumliche Struktur des Landes) enthaltenen über-

greifenden Festlegungen sowie die Ziele und Grundsätze in Kapitel 6 

(Siedlungsraum). Durch die angestrebte konzentrierte Siedlungsentwick-

lung soll vor allem eine wirtschaftlich effiziente Daseinsvorsorge gesi-

chert, Freiraum erhalten und vor weiterer Zersiedelung geschützt sowie 

zusätzlicher Verkehr vermieden werden. Dem in Kapitel 2 enthaltenen 

Ziel 2-3 kommt eine zentrale Funktion zu, indem die Siedlungsentwick-

lung im Wesentlichen auf den in den Regionalplänen festgelegten (oder 

festzulegenden) Siedlungsraum und in begrenzterem Umfang auf die 

dem regionalplanerischen Freiraum zugeordneten kleineren Ortsteile ge-

lenkt wird. 

 

Die Gemeinbedarfsfläche für das Feuerwehrgerätehaus ist mit einer kon-

zentrierten Siedlungsentwicklung noch vereinbar, führt nur zu einer ge-

ringen Freirauminanspruchnahme und dient der Sicherung der Daseins-

vorsorge in kleineren Ortsteilen. 

 

Die mit der 60. FNP-Änderung vorgesehene Gemeinbedarfsfläche für 

das neue Feuerwehrgerätehaus liegt im regionalplanerisch festgelegten 

Freiraum ca. 200 m abgesetzt vom kleineren Ortsteil Frohnhausen. Laut 

Bericht der Regionalplanungsbehörde wirke die zukünftige Bebauung an 

dieser Stelle allerdings weder isoliert, noch trage sie zur Zersiedelung 

bei. Die eingeplante Fläche für das Feuerwehrgerätehaus füge sich in die 

bestehende Siedlungsstruktur des Ortsteils Frohnhausen ein, da das 

Umfeld bereits durch das östlich gelegene Gelände der Von-Galen-

Schule baulich mitgeprägt werde. Aus diesem Grund stehe dem Vorha-

ben auch Ziel 6.1-4 des LEP NRW (Keine bandartigen Entwicklungen 

und Splittersiedlungen) nicht entgegen. Diese auf den Ortskenntnissen 

der Regionalplanungsbehörde beruhende Beurteilung ist aus Sicht der 

Landesplanungsbehörde nachvollziehbar und wird der landesplaneri-

schen Bewertung zu Grunde gelegt. 
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Weiterhin ist ersichtlich, dass die Umsetzung der 60. FNP-Änderung nur 

zu einer relativ geringen Freirauminanspruchnahme führen wird. Gleich-

zeig werden die zwei bisherigen Feuerwehrstandorte in den kleineren 

Ortsteilen Frohnhausen und Auenhausen aufgegeben. 

 

Darüber hinaus dient das mit der 60. FNP-Änderung ermöglichte Feuer-

wehrgerätehaus dazu, die Daseinsvorsorge in kleineren Ortsteilen zu si-

chern. In den Erläuterungen zu Ziel 2-3 wird hierzu ausgeführt, dass in 

ländlich strukturierten Räumen im Rahmen der Eigenentwicklung in klei-

neren Ortsteilen durch eine aktive, integrierte Dorfentwicklung auch eine 

angemessene Daseinsvorsorge anzustreben und nachhaltig zu sichern 

ist. Weiter ist klargestellt, dass insbesondere in großen dünnbesiedelten 

Flächengemeinden einige solcher Ortsteile Versorgungsfunktionen (z. B. 

Schule) für andere, noch kleinere Ortsteile übernehmen können. Die Pla-

nung der Stadt entspricht insoweit dieser planerischen Intention von Ziel 

2-3, da der Brandschutz in den kleineren Ortsteilen Frohnhausen, Auen-

hausen, Hampenhausen und Borgentreich-Natingen aufrechterhalten 

wird. 

 

Dass entgegen der Regelungen von Ziel 2-3 für diese Daseinsvorsorge-

einrichtung kein Standort direkt innerhalb oder unmittelbar angrenzend 

an den kleineren Ortsteil Frohnhausen gewählt wurde, ist mit Blick auf 

die von der Stadt Brakel durchgeführte Alternativenprüfung nachvollzieh-

bar. Die Stadt Brakel legt schlüssig dar, dass im Rahmen der zu beach-

tenden Erreichbarkeitszeiten auch Alternativstandorte in und am Ortsteil 

Frohnhausen mitgeprüft wurden. Diese waren aufgrund von Restriktio-

nen aber nicht umsetzbar (siehe Seite 4), sodass letztlich der immer noch 

relativ nah am Ortsteil gelegene Standort gewählt werden musste. 

 

Nach Grundsatz 2-2 (Daseinsvorsorge) des LEP NRW sollen in Verbin-

dung mit Ziel 2-1 des LEP NRW (Zentralörtliche Gliederung) die Erreich-

barkeiten und Qualitäten von Einrichtungen der Daseinsvorsorge so aus-

gestaltet werden, dass auch zukünftig eine landesweit flächendeckende 

Grundversorgung der Bevölkerung sichergestellt ist. In den Erläuterun-

gen zu Grundsatz 2-2 ist unter anderem ausgeführt, dass es unter sich 

verändernden demografischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingun-

gen insbesondere in dünner besiedelten Räumen erforderlich sein kann, 

die Daseinsvorsorge durch eine räumliche Konzentration zu erhalten und 

zu optimieren. Dies ist im vorliegenden Fall durch die Zusammenlegung 

von zwei Standorten an einem neuen Standort erfolgt. Hinzu kommt, 

dass in Frohnhausen durch eine Nachnutzung der Räumlichkeiten des 

bestehenden Feuerwehrgerätehauses durch die benachbarte Kinderta-

gestätte eine weitere Optimierung des Daseinsvorsorgeangebots im 

Ortsteil erzielt werden kann. 
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Eine Beeinträchtigung der Planungskonzeption läge darüber hinaus vor, 

wenn Auswirkungen auf andere Ziele als die von der Abweichung erfass-

ten auftreten. Dies wäre dann der Fall, wenn durch die Abweichung neue 

negative Auswirkungen entstünden, die nur durch eine Planänderung ge-

löst werden könnten. Durch die Abweichung entstehen jedoch keine 

neuen Konflikte, die nur durch eine Planänderung gelöst werden könn-

ten. Bei dem im Regionalplan OWL festgelegten „Allgemeinen Freiraum- 

und Agrargebereich“ sowie dem „Bereich für den Schutz der Landschaft 

und der landschaftsorientierten Erholung“ handelt es sich um Vorbehalts-

gebiete im Sinne von § 7 Abs. 3 ROG, sodass der Planungsabsicht der 

Kommune keine Zielfestlegungen entgegenstehen. 

 

2.2.2 Abweichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar 

Die Abweichung von Ziel 2-3 des LEP NRW ist unter raumordnerischen 

Gesichtspunkten vertretbar. 

 

Die Vertretbarkeit unter raumordnerischen Gesichtspunkten wird grund-

sätzlich weit gefasst und ist in der Bedeutung für eine Zielabweichung 

den Grundzügen der Planung untergeordnet. Der nach erfolgter Zielab-

weichung entstandene Rechtszustand muss mithilfe eines sich an den 

rechtlichen Vorgaben orientierenden Planungsverfahrens ebenfalls er-

zielt werden können; denn durch eine Zielabweichung darf die rechts-

staatliche Planung nicht umgangen werden. 

 

Demnach bemisst sich die raumordnerische Verträglichkeit danach, ob 

die Zielsetzung der Zielabweichung auch durch „reguläre“ Planung zu 

erreichen wäre. Dies ist in diesem Fall gegeben. Ausweislich des Be-

richts der Bezirksregierung Detmold wurden in dem im Juni 2024 von der 

Stadt eingereichten und auf Grund des o. g. Urteils des Oberverwaltungs-

gerichts NRW zurückgezogenen Antrags auf Genehmigung der 60. FNP-

Änderung keine fachlichen Belange hervorgebracht, die einer Umset-

zung entgegenstehen würden. Wie auch bereits in 2.2.1 dargelegt wird, 

entstehen außer im Hinblick auf Ziel 2-3 des LEP auch auf Ebene der 

Regional- und Landesplanung keine neuen Konflikte durch die Bauleit-

planung der Stadt Brakel. 

 

Nach der Rechtsprechung können nur solche Gründe eine Zielabwei-

chung als raumordnerisch vertretbar rechtfertigen, die nicht bereits bei 

der Planaufstellung erörtert und nicht bewusst zurückgestellt worden 

sind. Dies ist hier der Fall. 

 

 

2.2.3 Einzelfall liegt vor 

Eine weitere Voraussetzung für eine Zielabweichung ist das „Einzelfaller-

fordernis“. Dies ist erforderlich, um die Zielabweichung von der Zielände-
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rung abzugrenzen, die allgemein gültig ist. Das Verfahren zur Zielabwei-

chung dient dazu, von einem Ziel der Raumordnung abweichen zu kön-

nen, ohne dieses jedoch grundlegend in Frage zu stellen. 

 

Die Zielabweichung dient der bauleitplanerischen Umsetzung des beson-

deren Einzelfalls unter den geschilderten, auf den konkreten Standort be-

zogenen Gegebenheiten. 

 

3. Abschließende Bewertung und Ermessensentscheidung 

Nach der schlüssigen Schilderung der Antragstellerin und der Bezirksre-

gierung Detmold ist eine kurzfristige Realisierung der kommunalen Pla-

nung im Jahr 2025 dringend erforderlich, um Defizite in der Erreichbarkeit 

von Einsatzorten und der Einsatzeffizienz zu verhindern und die Struk-

turvorgaben des Brandschutzbedarfsplans zeitnah umzusetzen. 

 

Hinzu kommt, dass die Stadt im Vertrauen auf die Schaffung von Pla-

nungsrecht bereits ein Ausschreibungsverfahren zur Auftragsvergabe 

eingeleitet hat. Das zum Zeitpunkt der unerwarteten Rechtsänderung be-

reits weit fortgeschrittene Planverfahren, der Stand des Ausschreibungs-

verfahrens, die Umsetzung feuerwehrtechnischer Vorgaben und die 

Nähe von Kindertagesstätte und Feuerwehrgerätehaus, führen insge-

samt zu einer besonderen Härte, welche es rechtfertigt, der beantragten 

Zielabweichung im Wege pflichtgemäßen Ermessens stattzugeben. 

 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Voraussetzungen 

für eine Zielabweichung gemäß § 6 ROG i. V. m. § 16 Abs. 1 LPlG NRW 

für die genannte Bauleitplanung der Stadt Brakel – vorbehaltlich des Ein-

vernehmens mit den fachlich zuständigen Ministerien und vorbehaltlich 

der Benehmensherstellung mit dem AWIKE – vorliegen. 

 

Die vorliegende Abweichung von dem textlichen Ziel 2-3 des LEP NRW 

von 2017 ist ein Einzelfall, der die Grundzüge der Planung nicht berührt 

und unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist. 

 

Es liegen zudem überwiegende Gründe vor, das der Landesplanungsbe-

hörde gemäß §§ 6 ROG, 16 Abs. 1 LPlG NRW eingeräumte Ermessen 

zugunsten der antragstellenden Stadt auszuüben. 

 

Demgegenüber sind die durch den Einzelfall zu befürchtenden Beein-

trächtigungen der mit Ziel 2-3 LEP NRW in der Fassung von 2017 in Aus-

gleich gebrachten Belange lediglich geringfügig. Im Hinblick auf eine kon-

zentrierte Siedlungsentwicklung, die Sicherung der Daseinsvorsorge und 

den Schutz des Freiraums ist die Zielabweichung aus Sicht der Landes-

planungsbehörde gut vertretbar. 

 

Dem Antrag der Stadt Brakel soll entsprochen werden. 
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Anlage 2 

Bericht zum Zielabweichungsverfahren gemäß § 6 Raumordnungs-

gesetz (ROG) i. V. m. § 16 Abs. 1 Landesplanungsgesetz Nordrhein-

Westfalen (LPlG NRW) von Ziel 2-3 des Landesentwicklungsplans 

Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) auf Antrag der Stadt Espelkamp für 

die 69. Änderung des Flächennutzungsplans und den Bebauungs-

plan Nr. G 10 „Feuerwehrgerätehaus an der Heuerhofstraße“ 

Herstellung des Benehmens mit dem für die Landesplanung zuständigen 

Ausschuss des Landtags Nordrhein-Westfalen nach Herstellung des Ein-

vernehmens mit den fachlich zuständigen Ministerien 

 

1. Sachverhalt 

Die Stadt Espelkamp gehört zum Kreis Minden-Lübbecke im Regie-

rungsbezirk Detmold und hat ca. 25.000 Einwohner. Der räumliche Gel-

tungsbereich der 69. Änderung des Flächennutzungsplans (FNP) liegt 

ca. 400 m vom Ortsteil Espelkamp-Gestringen entfernt (vergleiche Abbil-

dung 1). Parallel zur 69. FNP-Änderung führt die Stadt Espelkamp in die-

sem Bereich die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. G10 „Feuerwehr-

gerätehaus an der Heuerhofstraße“ durch. 

 

 
Abbildung 1: Lage des Ortsteils Espelkamp-Gestringen und Plangebiet 
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Im Regionalplan OWL für den Regierungsbezirk Detmold liegt der Gel-

tungsbereich der 69. FNP-Änderung im „Allgemeinen Freiraum- und Ag-

rarbereich“ mit der zusätzlichen Freiraumfunktion eines „Bereichs für den 

Schutz der Landschaft und der landschaftsorientierten Erholung“ (ver-

gleiche Abbildung 2). 

 

   
Abbildung 2: Auszug Regionalplan OWL und Luftbild mit Lage der 69. FNP-Än-
derung 

 

Der räumliche Geltungsbereich der 69. FNP-Änderung liegt nördlich der 

Gestringer Straße und westlich der Heuerhofstraße und umfasst das 

Flurstück Gemarkung Fiestel-Gestringen, Flur 4, Flurstück 195. Die Flä-

che ist ca. 1,4 ha groß und wird gegenwärtig als Ackerland genutzt (ver-

gleiche Abbildung 2). Im aktuellen Flächennutzungsplan der Stadt Espel-

kamp ist das Plangebiet der FNP-Änderung als „Fläche für die Landwirt-

schaft“ dargestellt (vergleiche Abbildung 3). Der planungsrechtliche Zu-

stand ist zurzeit nach § 35 BauGB (Bauen im Außenbereich) zu beurtei-

len. Die unmittelbare Umgebung des Plangebietes ist im Süden durch die 

Gestringer Straße und im Osten durch die Heuerhofstraße geprägt. Im 

Westen grenzt das Plangebiet an einen landwirtschaftlichen Betrieb. Im 

Norden befinden sich Ackerflächen. 

 

Mit der 69. Änderung des Flächennutzungsplanes ist nun die Auswei-

sung einer „Fläche für den Gemeinbedarf (Feuerwehr)“ vorgesehen (ver-

gleiche Abbildung 4). Die 69. Änderung des Flächennutzungsplanes be-

reitet die im Parallelverfahren stattfindende Aufstellung des Bebauungs-

planes Nr. G 10 „Feuerwehrgerätehaus an der Heuerhofstraße“ vor, mit 

dem eine Gemeinbedarfsfläche (Feuerwehr) festgesetzt werden soll. Der 

Bebauungsplan kann somit gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächen-

nutzungsplan entwickelt werden. Die beiden Bauleitplanungen sollen die 
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planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Neuerrichtung eines Feuer-

wehrgerätehauses in direkter Nähe des bisherigen, südlich gelegenen 

Gerätehauses schaffen (vergleiche Abbildungen 3 und 4). 

 

 
Abbildung 3: Auszug aus dem wirksamen Flächennutzungsplan. Geltungsbe-
reich der 69. FNP-Änderung rot umkreist, derzeitiges Feuerwehrgerätehaus blau 
umkreist. 

 

 
Abbildung 4: geplante 69. FNP-Änderung 
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Auf Grundlage des § 3 Abs. 1 des Gesetzes über den Brandschutz, die 

Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG NRW) ist die Stadt Es-

pelkamp verpflichtet, eine den örtlichen Verhältnissen entsprechende 

leistungsfähige Feuerwehr vorzuhalten. Zur Bemessung der Ausstattung 

der Feuerwehr haben die Gemeinden gemäß § 3 Abs. 3 BHKG NRW 

Brandschutzbedarfspläne (BSBP) aufzustellen, umzusetzen und spätes-

tens alle fünf Jahre fortzuschreiben.  

 

Die Stadt Espelkamp führt in den Antragsunterlagen aus, dass bereits im 

Brandschutzbedarfsplan der Stadt (BSBP) von 2018 (2023 fortgeschrie-

ben) zum bestehenden Standort in Gestringen festgehalten wurde, dass 

bauliche Maßnahmen erforderlich sind, um die aktuellen gesetzlichen 

Vorgaben erfüllen zu können. Insbesondere sind die Kapazitätsgrenzen 

der Räumlichkeiten und der Freiflächen deutlich überschritten und die 

Arbeitsbedingungen im Gebäude nicht mehr zeitgemäß.  

 

Um den gegenwärtigen Standort erhalten zu können, wären nach Anga-

ben der Stadt bauliche Erweiterungen am Gerätehaus und den Außen-

anlagen notwendig. Ein Neubau nebst Erweiterung sei dort allerdings 

nicht möglich, da das Grundstück zu klein sei und benachbarte Grund-

stückseigentümer nicht bereit gewesen seien, Flächen an die Stadt zu 

verkaufen. Im Rahmen der Umsetzung des Brandschutzbedarfsplanes 

2018 wurde aufgrund von Schutzziel- und Wirtschaftlichkeitsanalysen 

der Entschluss gefasst, das Gerätehaus Gestringen an einem verkehrs-

technisch und einsatztaktisch vorteilhaft gelegenen Standort neu zu er-

richten. 

 

Hierzu sind im Vorfeld mehrere Standorte hinsichtlich ihrer Eignung und 

ihrer Verfügbarkeit am Markt geprüft worden. Die letztlich ausgewählte 

Fläche hat sich als geeignetster Standort hinsichtlich Flächenverfügbar-

keit und einsatztaktischer Gesichtspunkte herausgestellt. Maßgeblich ist 

die Lage an den zentralen Verbindungsachsen Gestringer Straße als 

Ost-West-Achse sowie der Bremer Straße als Nord-Süd-Achse. Dieser 

Standort ermöglicht es, die im BSPB definierten Einsatzzeiten einzuhal-

ten und die von der Löschgruppe zu bedienenden Ortsteile Gestringen 

und Fiestel, das Industriegebiet Süd sowie den Hafen am Mittellandkanal 

schnell zu erreichen. 

 

Voraussetzung für die Änderung des Flächennutzungsplans ist gem. 

§ 1 Abs. 4 BauGB die Vereinbarkeit der Planung mit den Zielen der 

Raumordnung. Die Bezirksregierung Detmold hatte hierzu mit Stel-

lungahme vom 28.03.2022 auf die Anfrage der Stadt Espelkamp nach 

§ 34 Abs. 1 LPlG NRW auf Grundlage der damaligen Rechtslage mitge-

teilt, dass die geplante 69. FNP-Änderung mit den Zielen der Raumord-

nung vereinbar sei. Maßgeblich waren zu diesem Zeitpunkt insbeson-

dere die Regelungen in Ziel 2-3 des LEP NRW in der Fassung der 1. 



5 

LEP-Änderung von 2019. Die Ausnahmeregelungen im sechsten Spie-

gelstrich von Ziel 2-3 Satz 4 des LEP NRW boten Städten und Gemein-

den unter anderem die Möglichkeit, im regionalplanerisch festgelegten 

Freiraum Bauflächen und Baugebiete darzustellen und festzusetzen, 

wenn dies die besondere öffentliche Zweckbestimmung für bauliche An-

lagen der Kommunen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben im Brand- und Ka-

tastrophenschutz erfordert.  

 

Mit dem Urteil des Oberverwaltungsgerichts NRW (OVG NRW) vom 

21.03.2024 (Az. 11 D 133/20.NE) sind weite Teile der 1. LEP-Änderung 

für unwirksam erklärt worden. Hierunter auch das geänderte Ziel 2-3 des 

LEP NRW, auf das sich die von der Bezirksregierung Detmold im März 

2022 erstellte Stellungnahme zur Vereinbarkeit der Bauleitplanung mit 

den Zielen der Raumordnung bezog. In Folge des Urteils lebt die ur-

sprüngliche Fassung von Ziel 2-3 des LEP NRW aus dem Jahr 2017 wie-

der auf. Da die Vereinbarkeit der 69. FNP-Änderung der Stadt Espel-

kamp und des daraus entwickelten Bebauungsplans mit Ziel 2-3 des LEP 

NRW von 2017 nicht hergestellt werden kann (vergleiche 2.1 unten), wird 

derzeit der noch ausstehende abschließende Beschluss durch den 

Stadtrat vorerst zurückgehalten.  

 

Die Stadt Espelkamp führt in den Antragsunterlagen ergänzend aus, 

dass das Grundstück durch die Stadt erworben sei und der Bauantrag 

sowie die Ausschreibung für die Errichtung des Feuerwehrgerätehauses 

bereits in Bearbeitung seien. Ferner stehe zur Finanzierung des neuen 

Feuerwehrgerätehauses eine umfangreiche Geldspende bereit. Da sich 

die Stadt in der Haushaltssicherung befinde, sei ein Abruf dieser finanzi-

ellen Unterstützung dringend geboten, bevor diese Möglichkeit verfalle. 

 

Insgesamt ist aus Sicht der Stadt Espelkamp eine kurzfristige Genehmi-

gung der 69. FNP-Änderung notwendig um insbesondere mögliche Defi-

zite in der Erreichbarkeit und Einsatzeffizienz zu verhindern und die 

dringlichen Erfordernisse aus dem Brandschutzbedarfsplan in der Fas-

sung der Fortschreibung vom 06.06.2018 und 21.06.2023 umzusetzen. 

Vor diesem Hintergrund hat die Stadt mit Schreiben vom 13.11.2024 bei 

der Landesplanungsbehörde einen Antrag auf Zielabweichung gem. § 16 

Abs. 1 LPlG NRW von den Regelungen des aktuell rechtsgültigen Ziels 

2-3 des LEP NRW gestellt. Ergänzend zum Antrag der Stadt Espelkamp 

hat die Bezirksregierung Detmold einen Begleitbericht erstellt, der insbe-

sondere das Vorliegen eines Einzelfalls erläutert. 

 

2. Landesplanerische Prüfung 

Gemäß § 6 Raumordnungsgesetz (ROG) i.V.m § 16 Abs. 1 Landespla-

nungsgesetz NRW (LPlG NRW) kann von Zielen der Raumordnung im 

Einzelfall abgewichen werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht 

berührt werden und die Abweichung unter raumordnerischen Gesichts-

punkten vertretbar ist. Zuständig für das Zielabweichungsverfahren von 
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Zielen des Landesentwicklungsplans NRW (LEP NRW) ist gemäß § 16 

Abs. 4 LPlG NRW die Landesplanungsbehörde. Sie entscheidet im Ein-

vernehmen mit den fachlich zuständigen Ministerien und im Benehmen 

mit dem für die Landesplanung zuständigen Ausschuss des Landtages. 

 

2.1 Bestehender Zielkonflikt 

Ziel 2-3 LEP NRW 

Gemäß Ziel 2-3 des LEP NRW vollzieht sich die Siedlungsentwicklung 

der Gemeinden innerhalb der regionalplanerisch festgelegten Siedlungs-

bereiche. Unberührt davon kann sich in den im regionalplanerisch fest-

gelegten Freiraum gelegenen kleineren Ortsteilen eine Siedlungsent-

wicklung vollziehen, die auf den Bedarf der ansässigen Bevölkerung und 

vorhandener Betriebe auszurichten ist (sog. Eigenentwicklung). Im übri-

gen regionalplanerisch festgelegten Freiraum können ausnahmsweise 

Bauflächen und -gebiete dargestellt und festgesetzt werden, wenn die 

besondere öffentliche Zweckbestimmung für bauliche Anlagen des Bun-

des oder des Landes dies erfordert oder die jeweiligen baulichen Nutzun-

gen einer zugehörigen Freiraumnutzung deutlich untergeordnet sind. 

 

Für die geplante 69. FNP-Änderung und den daraus entwickelten Bebau-

ungsplan Nr. G 10 kann keine Vereinbarkeit mit Ziel 2-3 des LEP NRW 

hergestellt werden, da sich der Geltungsbereich weder in einem regio-

nalplanerisch festgelegten Siedlungsbereich noch in einem im regional-

planerisch festgelegten Freiraum gelegenen kleineren Ortsteil befindet. 

Auch ist die Planung nicht von den Ausnahmeregelungen in Ziel 2-3 des 

LEP NRW abgedeckt. 

 

2.2 Tatbestandsmerkmale für eine Zielabweichung  

Formelle Tatbestandsvoraussetzungen: 

 

Die Stadt Espelkamp ist antragsbefugt im Sinne von §§ 6 Abs. 2 S. 2 

ROG, 16 Abs. 3 LPIG NRW. 

Nach diesen Vorschriften sind öffentliche Stellen [...], die das Ziel der 

Raumordnung, von dem abgewichen werden soll, zu beachten haben, 

antragbefugt. Die Stadt Espelkamp zählt als Gemeinde zu den öffentli-

chen Stellen (s. § 3 Abs. 1 Nr. 5 ROG). Sie hat gemäß §§ 4 Abs. 1 S. 1 

Nr. 1 ROG, 1 Abs. 4 BauGB die Ziele des LEP NRW zu beachten und 

ihre Bauleitplanung an diese anzupassen. 
 

Materielle Tatbestandsvoraussetzungen: 

 
2.2.1 Grundzüge der Planung werden nicht berührt 

Durch die vorgesehene Bauleitplanung werden die Grundzüge der Pla-

nung nicht berührt. 

 



7 

Gemäß §§ 6 Abs. 2 ROG, 16 Abs. 1 LPlG NRW ist zu prüfen, dass bei 

einer Abweichung von Ziel 2-3 des LEP NRW die Grundzüge der Pla-

nung des LEP NRW nicht berührt werden. Dieses Erfordernis stellt si-

cher, dass die Steuerungsfunktion des LEP NRW insgesamt erhalten 

bleibt. Dabei sind die Festlegungen des Raumordnungsplans in ihrer Ge-

samtheit in den Blick zu nehmen und aus diesen ist die übergeordnete 

Planungskonzeption abzuleiten. 

 

Die Plankonzeption des LEP NRW folgt insgesamt der in § 1 Abs. 2 ROG 

vorgegebenen Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung. 

Eine planerische Grundintention des LEP NRW ist in diesem Zusammen-

hang, landesweit auf eine konzentrierte, zukunftsfeste und somit nach-

haltige Siedlungsentwicklung hinzuwirken. Dies geschieht insbesondere 

durch die in Kapitel 2 (Räumliche Struktur des Landes) enthaltenen über-

greifenden Festlegungen sowie die Ziele und Grundsätze in Kapitel 6 

(Siedlungsraum). Durch die angestrebte konzentrierte Siedlungsentwick-

lung soll vor allem eine wirtschaftlich effiziente Daseinsvorsorge gesi-

chert, Freiraum erhalten und vor weiterer Zersiedelung geschützt sowie 

zusätzlicher Verkehr vermieden werden. Dem in Kapitel 2 enthaltenen 

Ziel 2-3 kommt eine zentrale Funktion zu, indem die Siedlungsentwick-

lung im Wesentlichen auf den in den Regionalplänen festgelegten (oder 

festzulegenden) Siedlungsraum und in begrenzterem Umfang auf die 

dem regionalplanerischen Freiraum zugeordneten kleineren Ortsteile ge-

lenkt wird. 

 

Die Gemeinbedarfsfläche für das Feuerwehrgerätehaus ist mit einer kon-

zentrierten Siedlungsentwicklung noch vereinbar und führt nur zu einer 

geringen Freirauminanspruchnahme. 

 

Die mit der 69. FNP-Änderung vorgesehene Gemeinbedarfsfläche für 

das Feuerwehrgerätehaus liegt im regionalplanerisch festgelegten Frei-

raum ca. 400 m westlich des „Allgemeinen Siedlungsbereichs“ Gestrin-

gen. Laut Bericht der Regionalplanungsbehörde wirke die zukünftige Be-

bauung an dieser Stelle allerdings weder isoliert, noch trage sie zur Zer-

siedelung bei. Im Hinblick auf die konkrete Situation vor Ort führt die Re-

gionalplanungsbehörde aus, dass die Siedlungsstruktur im Kreis-Min-

den-Lübbecke auch außerhalb der Ortslagen durch eine vornehmlich 

landwirtschaftlich geprägte, lockere Bebauung charakterisiert sei. Die 

vorgesehene Fläche für das Feuerwehrgerätehaus füge sich in diese 

Siedlungsstruktur ein, da sie westlich und östlich entlang der Gestringer 

Straße an größere Hofstellen angrenze und durch die vorhandene Be-

bauung geprägt werde. Daher erscheine die Fläche als Bestandteil des 

Siedlungskörpers von Gestringen. Aus diesem Grund stehe dem Vorha-

ben auch Ziel 6.1-4 des LEP NRW (Keine bandartigen Entwicklungen 

und Splittersiedlungen) nicht entgegen. Diese auf den Ortskenntnissen 

der Regionalplanungsbehörde beruhende Beurteilung ist aus Sicht der 
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Landesplanungsbehörde nachvollziehbar und wird der landesplaneri-

schen Bewertung zu Grunde gelegt. 

 

Dass entgegen der Regelungen von Ziel 2-3 für das neue Feuerwehrge-

rätehaus keine Fläche im „Allgemeinen Siedlungsbereich“ Espelkamp-

Gestringen gewählt wurde, ist im Übrigen mit Blick auf die von der Stadt 

Espelkamp durchgeführte Alternativenprüfung (siehe Seite 4) nachvoll-

ziehbar. 

 

Weiterhin ist aus den vorliegenden Unterlagen ersichtlich, dass die Um-

setzung der 69. FNP-Änderung nur zu einer relativ geringen Freiraumin-

anspruchnahme führen wird. 

 

Eine Beeinträchtigung der Planungskonzeption läge darüber hinaus vor, 

wenn Auswirkungen auf andere Ziele als die von der Abweichung erfass-

ten auftreten. Dies wäre dann der Fall, wenn durch die Abweichung neue 

negative Auswirkungen entstünden, die nur durch eine Planänderung ge-

löst werden könnten. Durch die Abweichung entstehen jedoch keine 

neuen Konflikte, die nur durch eine Planänderung gelöst werden könn-

ten. Bei dem im Regionalplan OWL festgelegten „Allgemeinen Freiraum- 

und Agrargebereich“ sowie dem „Bereich für den Schutz der Landschaft 

und der landschaftsorientierten Erholung“ handelt es sich um Vorbehalts-

gebiete im Sinne von § 7 Abs. 3 ROG, sodass der Planungsabsicht der 

Kommune keine Zielfestlegungen entgegenstehen. 

 

2.2.2 Abweichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar 

Die begehrte Abweichung von Ziel 2-3 des LEP NRW ist unter raumord-

nerischen Gesichtspunkten vertretbar. 

 

Die Vertretbarkeit unter raumordnerischen Gesichtspunkten wird grund-

sätzlich weit gefasst und ist in der Bedeutung für eine Zielabweichung 

den Grundzügen der Planung untergeordnet. Der nach erfolgter Zielab-

weichung entstandene Rechtszustand muss mithilfe eines sich an den 

rechtlichen Vorgaben orientierenden Planungsverfahrens ebenfalls er-

zielt werden können; denn durch eine Zielabweichung darf die rechts-

staatliche Planung nicht umgangen werden. 

 

Demnach bemisst sich die raumordnerische Verträglichkeit danach, ob 

die Zielsetzung der Zielabweichung auch durch „reguläre“ Planung zu 

erreichen wäre. Dies ist in diesem Fall gegeben. Ausweislich der vorlie-

genden Unterlagen wurden zu den sehr weit fortgeschrittenen Bauleit-

planverfahren keine fachlichen oder politischen Belange hervorgebracht, 

die einer Umsetzung entgegenstehen würden. Wie auch bereits in 2.2.1 

dargelegt wird, entstehen außer im Hinblick auf Ziel 2-3 des LEP NRW 

auch auf Ebene der Regional- und Landesplanung keine neuen Konflikte 

durch die Bauleitplanung der Stadt Espelkamp. 
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Nach der Rechtsprechung können nur solche Gründe eine Zielabwei-

chung als raumordnerisch vertretbar rechtfertigen, die nicht bereits bei 

der Planaufstellung erörtert und nicht bewusst zurückgestellt worden 

sind. Dies ist hier der Fall. 

 

2.2.3 Einzelfall liegt vor 

Eine weitere Voraussetzung für eine Zielabweichung ist das „Einzelfaller-

fordernis“. Dies ist erforderlich, um die Zielabweichung von der Zielände-

rung abzugrenzen, die allgemein gültig ist. Das Verfahren zur Zielabwei-

chung dient dazu, von einem Ziel der Raumordnung abweichen zu kön-

nen, ohne dieses jedoch grundlegend in Frage zu stellen. 

 

Die Zielabweichung dient der bauleitplanerischen Umsetzung des beson-

deren Einzelfalls unter den geschilderten, auf den konkreten Standort be-

zogenen Gegebenheiten. 

 

3. Abschließende Bewertung und Ermessensentscheidung 

Nach der schlüssigen Schilderung der Antragstellerin und der Bezirksre-

gierung Detmold ist eine kurzfristige Realisierung der kommunalen Pla-

nung im Jahr 2025 erforderlich, um Defizite in der Erreichbarkeit von Ein-

satzorten und der Einsatzeffizienz zu verhindern und die Strukturvorga-

ben des Brandschutzbedarfsplans zeitnah umzusetzen.  

 

Hinzu kommt, dass die Stadt im Vertrauen auf den Abschluss der Bau-

leitplanverfahren im Herbst 2024 den Grundstückskauf getätigt, Pla-

nungsleistungen in Auftrag gegeben und Vergaben für Bauleistungen 

vorbereitet hat. Eine besondere Dringlichkeit resultiert ferner daraus, 

dass die Stadt nach eigenen Angaben den kurzfristigen Bau des Feuer-

wehrgerätehauses nur durch eine an die zeitnahe Schaffung von Pla-

nungsrecht gebundene umfangreiche Spende umsetzen kann. 

 

Das zum Zeitpunkt der unerwarteten Rechtsänderung bereits fortge-

schrittene Planverfahren, die bereits konkretisierte Umsetzungsperspek-

tive, das Erfordernis zur Umsetzung feuerwehrtechnischer Vorgaben so-

wie bestehende Unsicherheiten über die Fortgeltung einer für die Umset-

zung wesentlichen Spende führen insgesamt zu einer besonderen Härte 

beziehungsweise einer Dringlichkeit für die Stadt Espelkamp, welche es 

rechtfertigt, der beantragten Zielabweichung im Wege pflichtgemäßen 

Ermessens stattzugeben. 

 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Voraussetzungen 

für eine Zielabweichung gemäß § 6 ROG i. V. m. § 16 Abs. 1 LPlG NRW 

für die genannten Bauleitplanungen der Stadt Espelkamp – vorbehaltlich 

des Einvernehmens mit den fachlich zuständigen Ministerien und vorbe-

haltlich der Benehmensherstellung mit dem AWIKE – vorliegen. 
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Die vorliegende Abweichung von dem textlichen Ziel 2-3 des LEP NRW 

von 2017 ist ein Einzelfall, der die Grundzüge der Planung nicht berührt 

und unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist. 

 

Es liegen zudem überwiegende Gründe vor, das der Landesplanungsbe-

hörde gemäß §§ 6 ROG, 16 Abs. 1 LPlG NRW eingeräumte Ermessen 

zugunsten der antragstellenden Stadt auszuüben. 

 

Demgegenüber sind die durch den Einzelfall zu befürchtenden Beein-

trächtigungen der mit Ziel 2-3 LEP NRW in der Fassung von 2017 in Aus-

gleich gebrachten Belange lediglich geringfügig. Im Hinblick auf eine kon-

zentrierte Siedlungsentwicklung und den Schutz des Freiraums ist die 

Zielabweichung aus Sicht der Landesplanungsbehörde gut vertretbar.  

 

Dem Antrag der Stadt Espelkamp soll entsprochen werden. 
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Anlage 3 

Bericht zum Zielabweichungsverfahren gemäß § 6 Raumordnungs-

gesetz (ROG) in Verbindung mit § 16 Absatz 1 Landesplanungsge-

setz Nordrhein-Westfalen (LPlG NRW) von Ziel 2-3 des Landesent-

wicklungsplans Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) auf Antrag der 

Stadt Monschau für die 84. Änderung des Flächennutzungsplans 

und den Bebauungsplan Konzen Nr. 10 – Baugebiet Am Feuerbach 

Herstellung des Benehmens mit dem für die Landesplanung zuständigen 

Ausschuss des Landtags Nordrhein-Westfalen nach Herstellung des Ein-

vernehmens mit den fachlich zuständigen Ministerien 

 

1. Sachverhalt 

Die Stadt Monschau liegt nahe der Grenze zu Belgien im Süden der 

Städteregion Aachen im Regierungsbezirk Köln und hat rund 12.000 Ein-

wohner. Mit der 84. Änderung des Flächennutzungsplans (FNP) soll am 

westlichen Rand des Ortsteils Konzen ein neues, etwa 2,7 ha großes 

Wohngebiet ermöglicht werden (vergleiche Abbildung 1). Parallel zur 

84. Änderung des Flächennutzungsplans führt die Stadt Monschau in 

diesem Bereich die Aufstellung des Bebauungsplans Konzen Nr. 10 – 

Baugebiet Am Feuerbach – durch. 

 

Abbildung 1: Lage des Ortsteils Konzen und Lage des Plangebiets 

 
Ausweislich der von der Stadt Monschau bereitgestellten Unterlagen um-

fasst der Geltungsbereich der 84. FNP-Änderung eine Gesamtfläche von 

etwa 4,1 ha (vergleiche Abbildung 2). Hiervon entfallen rund 1,7 ha auf 
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Grundstücke, die bereits bebaut sind oder als Gartenland genutzt wer-

den. Weitere 0,8 ha entfallen auf einen ehemaligen Ausweichsportplatz, 

der inzwischen als Grünlandfläche genutzt wird. Die verbleibenden rund 

1,6 ha sind landwirtschaftlich genutzt. 

 

 
Abbildung 2: Luftbild mit Geltungsbereich der 84 FNP-Änderung 

 

Im aktuellen Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt 

Region Aachen, aus dem Jahr 2003 liegt der Geltungsbereich der 

84. FNP-Änderung im „Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereich“ (Abbil-

dung 3). Überlagernd ist ein „Bereich für den Schutz der Landschaft und 

landschaftsorientierte Erholung“ und ein „Bereich für den Grundwasser- 

und Gewässerschutz“ festgelegt. Der zum Teil bereits bebaute nordwest-

liche Teil des Änderungsbereichs berührt einen im Regionalplan festge-

legten „Bereich zum Schutz der Natur“. 

 

In dem vom Regionalrat Köln am 11. Oktober 2024 beschlossenen zwei-

ten Entwurf des in Aufstellung befindlichen neuen Regionalplans Köln 

liegt der Geltungsbereich der 84. FNP-Änderung in einem „Allgemeinen 

Siedlungsbereich“. Überlagernd ist ein „Bereich für den Grundwasser- 

und Gewässerschutz“ vorgesehen (Abbildung 3). 
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Abbildung 3: Ausschnitt aktueller Regionalplan Köln (links) und Ausschnitt zwei-
ter Entwurf des neuen Regionalplans Köln (rechts) 

 

Im gültigen Flächennutzungsplan der Stadt Monschau (Abbildung 4) ist 

der Bereich der 84. Änderung vollständig als „Fläche für die Landwirt-

schaft“ dargestellt. Südöstlich grenzen bestehende „Wohnbauflächen“ 

an. Westlich des Änderungsbereichs verläuft in Nord-Süd-Richtung der 

als „Waldfläche“ dargestellte Feuerbach. Mit der 84. FNP-Änderung soll 

anstatt der bisherigen „Fläche für die Landwirtschaft“ eine „Wohnbauflä-

che“ dargestellt werden (Abbildung 5). Zusätzlich werden die Grenzen 

des Landschaftsschutzgebiets 2.2-19 „Heckenlandschaft Konzen-West“ 

im nördlichen Bereich und die geschützten Landschaftsbestandteile 

nachrichtlich übernommen. Die geplanten Wasserschutzzonen II und III 

des Wasserschutzgebietes „Obersee“ werden ebenfalls vermerkt. 

 

Insgesamt beabsichtigt die Stadt Monschau mit der 84. Änderung des 

Flächennutzungsplans, der Nachfrage nach Wohnbauflächen für den Ei-

genheimbau, insbesondere für Familien mit Kindern aus dem Stadtgebiet 

und speziell aus dem Ortsteil Konzen, nachzukommen. 
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Abbildung 4: Ausschnitt gültiger FNP mit Geltungsbereich der 84. Änderung 

 

 
Abbildung 5: geplante 84. Änderung des FNP 

 

Voraussetzung für die 84. FNP-Änderung und den daraus entwickeltem 

Bebauungsplan Konzen Nr. 10 ist gemäß § 1 Absatz 4 Baugesetzbuch 

(BauGB) die Vereinbarkeit der Planung mit den Zielen der Raumordnung. 

Die Bezirksregierung Köln hatte hierzu mit Schreiben vom 27. April 2018 

auf die Anfrage der Stadt Monschau nach § 34 LPlG NRW mitgeteilt, 

dass die angedachte 84. FNP-Änderung nach Inkrafttreten der 1. Ände-

rung des LEP NRW voraussichtlich mit den Zielen der Raumordnung ver-

einbar sein wird. Die zu diesem Zeitpunkt in Aufstellung befindliche 

1. LEP-Änderung sah unter anderem in Ziel 2-3 erweiterte Möglichkeiten 
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für Städte und Gemeinden vor, im unmittelbaren Anschluss an den regi-

onalplanerisch festgelegten Siedlungsraum Bauflächen und Baugebiete 

darzustellen und festzusetzen. 

 

Nach Inkrafttreten der 1. LEP-Änderung am 6. August 2019 hat die Stadt 

Monschau das Bauleitplanverfahren zur 84. FNP-Änderung und parallel 

die Aufstellung des Bebauungsplans Konzen Nr. 10 eingeleitet. Am 30. 

April 2024 hat der Rat der Stadt Monschau den Feststellungsbeschluss 

zur 84. FNP-Änderung gefasst und anschließend bei der Bezirksregie-

rung Köln zur Genehmigung gemäß § 6 BauGB eingereicht (Eingang 24. 

Mai 2024). 

 

Kurz zuvor waren vom Oberverwaltungsgericht NRW (OVG NRW) mit 

Urteil vom 21. März 2024 (Aktenzeichen 11 D 133/20.NE) weite Teile der 

1. LEP-Änderung für unwirksam erklärt worden, hierunter das geänderte 

Ziel 2-3, auf das sich die von der Bezirksregierung Köln im April 2018 

übermittelte Stellungnahme zur Vereinbarkeit der Bauleitplanung mit den 

Zielen der Raumordnung bezieht. In Folge des Urteils des OVG NRW 

lebt die ursprüngliche Fassung von LEP-Ziel 2-3 aus dem Jahr 2017 wie-

der auf. Vor diesem Hintergrund wurde die Genehmigung der von der 

Stadt Monschau vorgelegten 84. FNP-Änderung gemäß § 6 BauGB von 

der Bezirksregierung Köln versagt. 

 

Die Stadt Monschau führt zum vorliegenden Fall ergänzend aus, dass im 

Vertrauen darauf, dass die 84. FNP-Änderung mit den Zielen der Raum-

ordnung in Einklang stehe, bereits Grundstückskaufverträge mit den Ei-

gentümern und Eigentümergemeinschaften geschlossen worden seien. 

Der Vollzug der Kaufverträge stehe unter der aufschiebenden Bedin-

gung, dass bis zum 30. April 2025 der Bebauungsplan für das geplante 

Wohngebiet, in dem der verkaufte Grundbesitz liegt, in Kraft getreten ist. 

Insoweit sei eine Genehmigung der 84. FNP-Änderung vor dem 30. April 

2025 unabdingbar, um mit der öffentlichen Bekanntmachung der Geneh-

migung nach § 6 Absatz 5 BauGB gleichzeitig die Bekanntmachung des 

Bebauungsplans Konzen Nr. 10 gemäß § 10 Absatz 3 BauGB vollziehen 

zu können. Andernfalls drohe das geplante Baugebiet zu scheitern und 

die bereits getätigten erheblichen finanziellen Aufwendungen zur pla-

nungsrechtlichen Entwicklung seien verloren. 

 

Vor diesem Hintergrund hat die Stadt Monschau mit Schreiben vom 

18. November 2024 bei der Landesplanungsbehörde einen Antrag auf 

Zielabweichung gemäß § 6 ROG in Verbindung mit § 16 Absatz 1 

LPlG NRW von den Regelungen des aktuell rechtsgültigen Ziels 2-3 des 

LEP NRW gestellt. Ergänzend zum Antrag der Stadt Monschau hat die 

Bezirksregierung Köln in einem Begleitbericht insbesondere das Vorlie-

gen eines Einzelfalls erläutert. 
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2. Landesplanerische Prüfung 

Gemäß § 6 Raumordnungsgesetz (ROG) i.V.m § 16 Abs. 1 Landespla-

nungsgesetz NRW (LPlG NRW) kann von Zielen der Raumordnung im 

Einzelfall abgewichen werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht 

berührt werden und die Abweichung unter raumordnerischen Gesichts-

punkten vertretbar ist. Zuständig für das Zielabweichungsverfahren von 

Zielen des Landesentwicklungsplans NRW (LEP NRW) ist gemäß § 16 

Absatz 4 LPlG NRW die Landesplanungsbehörde. Sie entscheidet im 

Einvernehmen mit den fachlich zuständigen Ministerien und im Beneh-

men mit dem für die Landesplanung zuständigen Ausschuss des Land-

tages. 

 

2.1 Bestehender Zielkonflikt 

Ziel 2-3 LEP NRW 

Gemäß Ziel 2-3 Satz 2 des LEP NRW vollzieht sich die Siedlungsent-

wicklung der Gemeinden innerhalb der regionalplanerisch festgelegten 

Siedlungsbereiche. Unberührt davon kann sich in den im regionalplane-

risch festgelegten Freiraum gelegenen kleineren Ortsteilen eine Sied-

lungsentwicklung vollziehen, die auf den Bedarf der ansässigen Bevöl-

kerung und vorhandener Betriebe auszurichten ist (sog. Eigenentwick-

lung). Im übrigen regionalplanerisch festgelegten Freiraum können aus-

nahmsweise Bauflächen und -gebiete dargestellt und festgesetzt wer-

den, wenn die besondere öffentliche Zweckbestimmung für bauliche An-

lagen des Bundes oder des Landes dies erfordert oder die jeweiligen 

baulichen Nutzungen einer zugehörigen Freiraumnutzung deutlich unter-

geordnet sind. 

 

Eine Vereinbarkeit mit Ziel 2-3 des LEP NRW kann für die geplante 84. 

Änderung des Flächennutzungsplans (FNP) und den daraus entwickel-

ten Bebauungsplan Konzen Nr. 10 nicht hergestellt werden, da der Gel-

tungsbereich der FNP-Änderung derzeit nicht innerhalb eines regional-

planerisch festgelegten Siedlungsbereichs und auch nicht innerhalb ei-

nes im regionalplanerisch festgelegten Freiraum gelegenen kleineren 

Ortsteiles liegt. Auch ist die Planung nicht von den Ausnahmeregelungen 

in Ziel 2-3 des LEP NRW abgedeckt. 

 

2.2 Tatbestandsmerkmale für eine Zielabweichung  

Formelle Tatbestandsvoraussetzungen: 

 

Die Stadt Monschau ist antragsbefugt im Sinne von §§ 6 Abs. 2 S. 2 

ROG, 16 Abs. 3 LPIG NRW. 

Nach diesen Vorschriften sind öffentliche Stellen [...], die das Ziel der 

Raumordnung, von dem abgewichen werden soll, zu beachten haben, 

antragsbefugt. Die Stadt Monschau zählt als Gemeinde zu den öffentli-

chen Stellen (s. § 3 Abs. 1 Nr. 5 ROG). Sie hat gemäß §§ 4 Abs. 1 S. 1 

Nr. 1 ROG, 1 Abs. 4 BauGB die Ziele des LEP NRW zu beachten und 

ihre Bauleitplanung an diese anzupassen. 
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Materielle Tatbestandsvoraussetzungen: 

 

2.2.1 Grundzüge der Planung werden nicht berührt 

Durch die vorgesehene Bauleitplanung werden die Grundzüge der Pla-

nung nicht berührt. 

 

Gemäß §§ 6 Absatz 2 ROG, 16 Absatz 1 LPlG NRW ist zu prüfen, ob bei 

einer Abweichung von Ziel 2-3 des LEP NRW die Grundzüge der Pla-

nung des LEP NRW nicht berührt werden. Dieses Erfordernis stellt si-

cher, dass die Steuerungsfunktion des LEP NRW insgesamt erhalten 

bleibt. Dazu sind zunächst die Grundzüge der Planung zu ermitteln und 

sodann zu prüfen, ob die geplante Abweichung die ermittelten Grund-

züge der Planung nicht verletzt. 

 

Unter den Grundzügen der Planung ist die planerische Konzeption zu 

verstehen beziehungsweise das Ergebnis der Abwägung gegenläufiger 

Interessen, die im Ergebnis zu den Festlegungen des Raumordnungs-

plans geführt hat. Die Plankonzeption des LEP NRW baut dabei auf den 

Grundsätzen der Raumordnung gemäß § 2 Absatz 1 ROG im Sinne der 

Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung auf. Das im 

LEP NRW in den übergreifenden Festlegungen in Kapitel 2 (Räumliche 

Struktur des Landes) enthaltene Ziel 2-3 ist eine zentrale Festlegung zur 

Umsetzung einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung in NRW. 

 

Konkret beauftragt Ziel 2-3 die Regionalplanung, die Landesfläche in den 

Regionalplänen in „Siedlungsraum“ und „Freiraum“ zu unterteilen (Satz 

1). Weiter gibt Ziel 2-3 vor, dass sich die Siedlungsentwicklung der Ge-

meinden innerhalb der festgelegten Siedlungsbereiche und – in geringe-

rem Umfang – in den im regionalplanerisch festgelegten Freiraum gele-

genen kleineren Ortseilen vollzieht (Sätze 2 und 3). Planerische Grundin-

tention von Ziel 2-3 sowie des gesamten LEP NRW ist es, landesweit auf 

eine konzentrierte Siedlungsentwicklung hinzuwirken. Dies soll insbe-

sondere die weitere Zersiedelung der Landschaft begrenzen, eine wirt-

schaftlich effiziente Daseinsvorsorge gewährleisten und zusätzlichen 

Verkehr vermeiden. 

 

Die mit der FNP-Änderung vorgesehene neue Wohnbaufläche und der 

daraus entwickelte neue Bebauungsplan sind mit einer konzentrierten 

Siedlungsentwicklung noch vereinbar. 

 

Die mit der 84. FNP-Änderung vorgesehene Wohnbaufläche grenzt un-

mittelbar an den im aktuellen Regionalplan Köln festgelegten „Allgemei-

nen Siedlungsbereich“ Monschau-Konzen an. Die in der Grundkonzep-

tion des LEP NRW angelegte Ausrichtung der zukünftigen Siedlungsent-

wicklung auf den Siedlungsraum bleibt insoweit gewahrt. Die geplante 

Wohnbaufläche wird im zweiten Entwurf des in Aufstellung befindlichen 
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Regionalplans Köln zudem vom „Allgemeinen Siedlungsbereichs“ Mon-

schau-Konzen abgedeckt und entspricht somit sogar der von der Regio-

nalplanung beabsichtigen Siedlungsentwicklung. 

 

Eine Beeinträchtigung der Planungskonzeption läge darüber hinaus vor, 

wenn Auswirkungen auf andere Ziele als die von der Abweichung erfass-

ten auftreten. Dies wäre dann der Fall, wenn durch die Abweichung neue 

negative Auswirkungen entstünden, die nur durch eine Planänderung ge-

löst werden könnten. Durch die 84. FNP-Änderung entstehen mit Blick 

auf die übrigen Ziele und Grundsätze des LEP NRW jedoch keine neuen 

Konflikte, welche nur durch eine Planänderung gelöst werden könnten. 

Die geringfügige Überschneidung des nordwestlichen Teils des Gel-

tungsbereichs der 84. FNP-Änderung mit dem im Regionalplan festge-

legten „Bereich für den Schutz der Natur“ ist auf die maßstabsbedingte 

Unschärfe des Planwerks zurückzuführen. Ferner lassen die textlichen 

Festlegungen des Regionalplans im hier vorliegenden Fall die Inan-

spruchnahme des zeichnerisch festgelegten „Bereichs für den Grund-

wasser- und Gewässerschutz“ zu. 

 

2.2.2 Abweichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar 

Die begehrte Abweichung von Ziel 2-3 des LEP NRW ist unter raumord-

nerischen Gesichtspunkten vertretbar. 

 

Die Vertretbarkeit unter raumordnerischen Gesichtspunkten wird grund-

sätzlich weit gefasst und ist in der Bedeutung für eine Zielabweichung 

den Grundzügen der Planung untergeordnet. Der nach erfolgter Zielab-

weichung entstandene Rechtszustand muss mithilfe eines sich an den 

rechtlichen Vorgaben orientierenden Planungsverfahrens ebenfalls er-

zielt werden können; denn durch eine Zielabweichung darf die rechts-

staatliche Planung nicht umgangen werden.  

 

Demnach bemisst sich die raumordnerische Verträglichkeit danach, ob 

die Zielsetzung der Zielabweichung auch durch „reguläre“ Planung zu 

erreichen wäre. Dies ist insbesondere mit Blick auf den im Entwurf des 

neuen Regionalplans Köln vorgesehenen Allgemeinen Siedlungsbereich 

zu bejahen.  

 

Es gilt außerdem zu beachten, dass der Weg einer Zielabweichung nach 

der Rechtsprechung nicht eröffnet werden soll, wenn Gründe angeführt 

werden, die bereits bei der Planung erörtert und bewusst zurückgestellt 

wurden. Dies ist hier jedoch nicht der Fall. 

 

2.2.3 Einzelfall liegt vor 

Eine weitere Voraussetzung für eine Zielabweichung ist das „Einzelfaller-

fordernis“. Dies ist erforderlich, um die Zielabweichung von der Zielände-
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rung abzugrenzen, die allgemein gültig ist. Das Verfahren zur Zielabwei-

chung dient dazu, von einem Ziel der Raumordnung abweichen zu kön-

nen, ohne dieses jedoch grundlegend in Frage zu stellen. 

 

Die Zielabweichung dient der bauleitplanerischen Umsetzung des beson-

deren Einzelfalls unter den geschilderten, auf den konkreten Standort be-

zogenen Gegebenheiten. 

 

Nach der schlüssigen Schilderung der Bezirksregierung Köln handelt es 

sich bei der hier in Rede stehenden Bauleitplanung der Stadt Monschau 

um eine Einzelfallkonstellation. Weitere, ähnlich gelagerte Genehmi-

gungsanträge liegen dort derzeit nicht vor. 

 

3. Abschließende Bewertung und Ermessensentscheidung 

Die Stadt Monschau hat die genannten Bauleitplanverfahren im Ver-

trauen auf die Stellungahme der Bezirksregierung Köln vom 27. April 

2018 vorangetrieben, in der eine Vereinbarkeit mit den Zielen der Raum-

ordnung in Aussicht gestellt worden war. Zum Abschluss des Verfahrens 

beantragte die Stadt Monschau bei der Bezirksregierung (Eingang der 

Unterlagen am 24. Mai 2024) die Genehmigung der 84. FNP-Änderung. 

Aufgrund des kurz zuvor ergangenen, unerwarteten OVG-Urteils konnte 

von Seiten der Bezirksregierung die Übereinstimmung mit den Zielen der 

Raumordnung nicht mehr attestiert werden, so dass die Genehmigung 

versagt werden musste. Die Änderung der Rechtslage in der Endphase 

des Planungsprozesses führt hier für die Stadt Monschau zu einem un-

gewollten und unerwarteten Planungsstopp. Dieser kann zudem dazu 

führen, dass bereits eingegangene Grundstückskaufverträge nicht erfüllt 

werden können – dies obwohl die von der Stadt Monschau vorgelegte 

Planung nach Inkrafttreten des noch in Aufstellung befindlichen Regio-

nalplans Köln sogar wieder an die Ziele der Raumordnung angepasst 

wäre. Vor diesem Hintergrund liegt eine besondere Härte vor, aufgrund 

derer der Stadt Monschau ein Zuwarten auf den neuen Regionalplan 

Köln oder die 3. LEP-Änderung nicht zuzumuten ist. Es entspricht daher 

einer pflichtgemäßen Ermessensausübung, der beantragten Zielabwei-

chung stattzugeben. 

 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Voraussetzungen 

für eine Zielabweichung gemäß § 6 ROG i. V. m. § 16 Abs. 1 LPlG NRW 

für die genannten Bauleitplanungen der Stadt Monschau – vorbehaltlich 

des Einvernehmens mit den fachlich zuständigen Ministerien und vorbe-

haltlich der Benehmensherstellung mit dem AWIKE – vorliegen. 

 

Die vorliegende Abweichung von dem textlichen Ziel 2-3 des LEP NRW 

von 2017 ist ein Einzelfall, der die Grundzüge der Planung nicht berührt 

und unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist. 
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Es liegen zudem überwiegende Gründe vor, das der Landesplanungs-

behörde gemäß §§ 6 ROG, 16 Abs. 1 LPlG NRW eingeräumte Ermes-

sen zugunsten der antragstellenden Stadt auszuüben. 

 

Demgegenüber sind die durch den Einzelfall zu befürchtenden Beein-

trächtigungen der mit Ziel 2-3 LEP NRW in der Fassung von 2017 in Aus-

gleich gebrachten Belange lediglich geringfügig. Im Hinblick auf eine kon-

zentrierte Siedlungsentwicklung, die Sicherung der Daseinsvorsorge und 

den Schutz des Freiraums ist die Zielabweichung aus Sicht der Landes-

planungsbehörde gut vertretbar.  

 

Dem Antrag der Stadt Monschau soll entsprochen werden. 
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Anlage 4 

Bericht zum Zielabweichungsverfahren gemäß § 6 Raumordnungs-

gesetz (ROG) i.V.m. § 16 Abs. 1 Landesplanungsgesetz Nordrhein-

Westfalen (LPlG NRW) von Ziel 2-3 des Landesentwicklungsplans 

Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) auf Antrag der Stadt Rhede für die 

Aufstellung der 67. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 

Rhede und den vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Rhede G 32" 

Herstellung des Benehmens mit dem für die Landesplanung zuständigen 

Ausschuss des Landtags Nordrhein-Westfalen nach Herstellung des Ein-

vernehmens mit den fachlich zuständigen Ministerien 

 

1. Sachverhalt 

Die Stadt Rhede liegt an der niederländischen Grenze, im Regierungs-

bezirk Münster, Kreis Borken, und hat rund 19.000 Einwohner. Mit der 

67. Änderung des Flächennutzungsplanes sollen die planungsrechtli-

chen Voraussetzungen für eine zweite Erweiterung und die Umstruktu-

rierung einer bestehenden Biogasanlage in Rhede-Krommert geschaffen 

werden – mit dem Ziel, Biogas aufzubereiten und zu verflüssigen. Das 

Biogas soll zukünftig nur noch teilweise bzw. bedarfsgerecht durch ein 

Blockheizkraftwerk verstromt bzw. in Nutzwärme umgewandelt werden 

und primär ins Gasnetz eingespeist oder als Biokraftstoff für Fahrzeuge 

genutzt werden. Das anfallende Kohlendioxid wird zudem verflüssigt, so-

dass es industriell nutzbar ist. 

 

 

Abbildung 1: Regionalplan Münster, Ausschnitt 

Der Standort der Biogasanlage liegt isoliert im regionalplanerischen Frei-

raum im Stadtgebiet von Rhede. Im Regionalplan Münsterland ist dort 

allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich festgelegt, überlagert mit der 

Funktion „Bereich für den Schutz der Landschaft und landschaftsorien-

tierte Erholung“ (Abbildung 1). 
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Mit Schreiben vom 09.03.2023 stellte die Stadt Rhede bei der Regional-

planungsbehörde Münster eine Anfrage gemäß § 34 Abs. 1 LPlG NRW 

nach der Vereinbarkeit der geplanten 67. Änderung des Flächennut-

zungsplanes (FNP) mit den Zielen der Raumordnung. Eine erste Erwei-

terungsplanung ist bereits immissionsschutzrechtlich genehmigt worden 

und in der Umsetzung. Das Anlagenkonzept funktioniert allerdings nach 

den von der Stadt Rhede bzw. der Bezirksregierung Münster übersand-

ten Unterlagen nicht modular, sondern ist auf die Endausbaustufe aus-

gelegt, sodass die Baumaßnahmen ohne Abschluss des Bauleitplanver-

fahrens für die Darstellung und Festsetzung eines Sondergebietes nicht 

wie geplant genutzt werden können. Die Flächen, für die der Investor auf 

die Sondergebietsfestlegung angewiesen ist, belaufen sich auf rd. 1 ha, 

während die existierende Biogasanlage inkl. der Flächen der immissions-

schutzrechtlich genehmigten Erweiterung sich auf rd. 2,5 ha beläuft (Ab-

bildungen 2, 3). 

Da die geplante aktuelle 2. Erweiterung und Umstrukturierung nicht län-

ger die Privilegierungstatbestände des § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB erfüllen 

würde und auch nicht gemäß § 246d BauGB genehmigt werden kann, ist 

die Aufstellung eines Bebauungsplanes und die Änderung des Flächen-

nutzungsplanes erforderlich. 

 

Abbildung 2: Luftbild der Hofanlage mit bestehender Biogasanlage (geplante Er-

weiterung schließt südlich an; vergleiche Abbildung 3) 

Mit Schreiben vom 09.05.2023 stellte die Regionalplanungsbehörde 

Münster eine Anpassung der 67. Änderung des FNP an die Ziele der 

Raumordnung in Aussicht. Grundlage war Ziel 2-3, Ausnahmetatbestand 

im 2. Spiegelstrich von Satz 4, des LEP NRW in der Fassung aus dem 
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Jahr 2019. Diese positive Einschätzung erfolgte damit zeitlich vor dem 

Urteil des Oberverwaltungsgerichts Münster (OVG NRW) vom 21. März 

2024, Aktenzeichen: 11 D 133/20.NE. 

Mit Schreiben der Stadt Rhede vom 22.05.2024 erfolgte dann die kon-

krete landesplanerische Anfrage nach § 34 Abs. 5 LPlG NRW nach der 

Vereinbarkeit der Änderung mit den Zielen der Raumordnung auf Grund-

lage konkreter Planung.  

Aufgrund des genannten OVG-Urteils war zu diesem Zeitpunkt bereits 

wieder das Ziel 2-3 LEP NRW in seiner ursprünglichen Fassung von 

2017 anzuwenden, sodass die überwiegende Anzahl der vorher gültigen 

Ausnahmetatbestände nicht herangezogen werden konnte und die in 

2023 in Aussicht gestellte Anpassung an die Ziele der Raumordnung von 

der Regionalplanungsbehörde Münster zurückgenommen werden 

musste. Die verbliebenen Ausnahmetatbestände des Ziels 2-3 LEP NRW 

in der Fassung aus dem Jahre 2017 greifen nicht bei einer Erweiterung 

der Biogasanlage. Dies teilte die Regionalplanungsbehörde der Stadt 

Rhede im Juni 2024 mit. 

Die Stadt Rhede leitete daraufhin dennoch für den im parallelen Verfah-

ren erarbeiteten vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Rhede G 32“ 

(frühzeitige Beteiligung vom 06.02.2024 bis 06.03.2024) die öffentliche 

Auslegung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB vom 16.07.2024 bis 

06.08.2024 ein. Die Öffentlichkeitsbeteiligung für die geplante 67. Ände-

rung des Flächennutzungsplanes ist abgeschlossen; bei einem positiven 

Zielabweichungsbescheid könnten von der Stadt Rhede nach eigener 

Aussage kurzfristig die Unterlagen für einen endgültigen Ratsbeschluss 

für die Bauleitplanung vorbereitet werden. 

Nach Bericht der Bezirksregierung Münster sei die Existenz des Betrie-

bes in Gefahr, da bereits umfangreiche Investitionen getätigt und sehr 

viel Eigenkapital investiert worden sei. 
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Abbildung 3: Lage des Plangebietes / Bereich der 67. Änderung des Flächennut-

zungsplanes 

 

Voraussetzung für die 67. Änderung des Flächennutzungsplanes der 

Stadt Rede und für die Aufstellung des Bebauungsplanes ist gem. § 1 

Abs. 4 BauGB die Vereinbarkeit der Planung mit den Zielen der Raum-

ordnung. Da zum jetzigen Zeitpunkt eine Vereinbarkeit mit Ziel 2-3 des 

LEP NRW von 2017 nicht hergestellt werden kann, hat die Stadt Rhede 

am 29.10.2024 einen Antrag auf Zielabweichung gemäß § 16 LPlG NRW 

bei der Landesplanungsbehörde gestellt; die Bezirksregierung Münster 

hat dazu einen Begleitbericht verfasst und dabei insbesondere das Vor-

liegen eines Einzelfalls erläutert.  

 

2. Landesplanerische Prüfung 

Gemäß § 6 Raumordnungsgesetz (ROG) i.V.m § 16 Abs. 1 Landespla-

nungsgesetz NRW (LPlG NRW) kann von Zielen der Raumordnung im 

Einzelfall abgewichen werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht 

berührt werden und die Abweichung unter raumordnerischen Gesichts-

punkten vertretbar ist. Zuständig für das Zielabweichungsverfahren beim 

Landesentwicklungsplan NRW (LEP NRW) ist gemäß § 16 Abs. 4 LPlG 

NRW die Landesplanungsbehörde. Sie entscheidet im Einvernehmen mit 
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den fachlich zuständigen Ministerien und im Benehmen mit dem für die 

Landesplanung zuständigen Ausschuss des Landtages. 

 

2.1 Bestehender Zielkonflikt 

Ziel 2.3 LEP NRW 

Gemäß Ziel 2-3 LEP NRW von 2017 vollzieht sich die Siedlungsentwick-

lung der Gemeinden innerhalb der regionalplanerisch festgelegten Sied-

lungsbereiche. Unberührt davon kann sich in den im regionalplanerisch 

festgelegten Freiraum gelegenen kleineren Ortsteilen eine Siedlungsent-

wicklung vollziehen, die auf den Bedarf der ansässigen Bevölkerung und 

vorhandener Betriebe auszurichten ist (sog. Eigenentwicklung). Nur aus-

nahmsweise können im regionalplanerisch festgelegten Freiraum Bau-

flächen und –gebiete dargestellt und festgesetzt werden, wenn die be-

sondere öffentliche Zweckbestimmung für bauliche Anlagen des Bundes 

oder des Landes dies erfordert oder die jeweiligen baulichen Nutzungen 

einer zugehörigen Freiraumnutzung deutlich untergeordnet sind. 

 

Die Biogasanlage einschließlich Erweiterungen liegt isoliert im regional-

planerisch festgelegten Freiraum. Die aktuell angestrebte 2. Erweiterung 

der Biogasanlage fällt nicht unter die genannten Ausnahmeregelungen. 

Die Vereinbarkeit der Planung mit Ziel 2-3 des LEP NRW ist damit nicht 

gegeben. 

 

2.2 Tatbestandsmerkmale für eine Zielabweichung  

Formelle Tatbestandsvoraussetzungen: 

 

Die Stadt Rhede ist antragsbefugt im Sinne von §§ 6 Abs. 2 S. 2 ROG, 

16 Abs. 3 LPIG. Nach diesen Vorschriften sind öffentliche Stellen […], 

die das Ziel der Raumordnung, von dem abgewichen werden soll, zu be-

achten haben, antragsbefugt. Die Stadt Rhede zählt als Gemeinde zu 

den öffentlichen Stellen (s. § 3 Abs. 1 Nr. 5 ROG). Sie hat gemäß §§ 4 

Abs. 1 S. 1 Nr. 1 ROG, 1 Abs. 4 BauGB die Ziele des LEP NRW zu 

beachten und ihre Bauleitplanung an diese anzupassen. 

 

Materielle Tatbestandsvoraussetzungen: 

 
2.2.1 Grundzüge der Planung werden nicht berührt 

Durch die geplante Erweiterung der Biogasanlage werden die Grund-

züge der Planung nicht berührt. 

 

Gemäß §§ 6 Abs. 2 ROG, 16 Abs. 1 LPlG NRW ist zu prüfen, ob bei einer 

Abweichung von Ziel 2-3 des LEP NRW die Grundzüge der Planung des 

LEP NRW nicht berührt werden. Dieses Erfordernis stellt sicher, dass die 

Steuerungsfunktion des LEP NRW insgesamt erhalten bleibt. Dabei sind 

die Festlegungen des Raumordnungsplans in ihrer Gesamtheit in den 

Blick zu nehmen und aus diesen ist die übergeordnete Planungskonzep-

tion abzuleiten.  
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Die Plankonzeption des LEP NRW folgt insgesamt der in § 1 Abs. 2 ROG 

vorgegebenen Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung. 

Eine planerische Grundintention des LEP NRW ist in diesem Zusammen-

hang, landesweit auf eine konzentrierte, zukunftsfeste und somit nach-

haltige Siedlungsentwicklung hinzuwirken. Dies geschieht insbesondere 

durch die in Kapitel 2 (Räumliche Struktur des Landes) enthaltenen über-

greifenden Festlegungen sowie die Ziele und Grundsätze in Kapitel 6 

(Siedlungsraum). Durch die angestrebte konzentrierte Siedlungsentwick-

lung soll vor allem eine wirtschaftlich effiziente Daseinsvorsorge gesi-

chert, Freiraum erhalten und vor weiterer Zersiedelung geschützt sowie 

zusätzlicher Verkehr vermieden werden. Dem in Kapitel 2 enthaltenen 

Ziel 2-3 kommt eine zentrale Funktion zu, indem die Siedlungsentwick-

lung im Wesentlichen auf den in den Regionalplänen festgelegten (oder 

festzulegenden) Siedlungsraum und in begrenzterem Umfang auf die 

dem regionalplanerischen Freiraum zugeordneten kleineren Ortsteile ge-

lenkt wird. Darüber hinaus sollen insbesondere über die Regelungen des 

LEP in den Kapiteln 4 und 10 die räumlichen Erfordernisse für eine kos-

tengünstige, sichere und umweltverträgliche Energieversorgung Berück-

sichtigung finden. 

 

Das Sondergebiet für die Biogasanlage würde die Gesamtheit der kon-

zentrierten Siedlungsentwicklung und der raumordnerischen Freiraum-

struktur nur geringfügig belasten. 

 

Die auf die Sondergebietsplanung angewiesene letzte Ausbaustufe der 

Biogasanlage ist als Erweiterung der bestehenden Anlage kein neuer 

Siedlungsansatz im Freiraum und fügt sich darüber hinaus in die Struk-

turen des bestehenden Anlagestandortes ein und wird zweiseitig von gro-

ßen baulichen Strukturen (Fermenter, Getreidelager) flankiert, sodass 

auch von keiner neu geschaffenen Auswirkung auf das Landschaftsbild 

auszugehen ist. Auch nach Festlegung des Sondergebiets bleibt ein sub-

stanzieller Freiraumbereich zurück, der weiterhin die gewünschte Funk-

tion erfüllen kann. Eine Zerschneidung des Freiraums wird durch das 

Sondergebiet nicht ausgelöst, wenn auch eine geringfügige Intensivie-

rung der Zersiedelung des Freiraums (bestehender Standort). Die zweite 

Erweiterung ist in Anbetracht der vergleichbar sehr geringen Größe des 

Sondergebiets für die Biogasanlage von untergeordneter Bedeutung: Die 

Flächeninanspruchnahme durch dieses Erweiterungsvorhaben, das auf 

die Sondergebietsplanung angewiesen und nicht über § 35 BauGB oder 

§ 246d BauGB realisierbar ist, beläuft sich auf rd. 1 ha. Die bereits vor-

handene Biogasanlage zuzüglich der noch über § 35 BauGB genehmig-

ten Erweiterung beläuft sich auf eine Fläche von rd. 2,5 ha. In Bezug auf 

die Gesamtanlage entfällt auf die geplante weitere Erweiterung und Um-

strukturierung, für die ein Bauleitplanverfahren erforderlich ist, nur rd. ein 

Drittel der Fläche.  
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Das Vorhaben dient darüber hinaus der angestrebten nachhaltigen Da-

seinsvorsorge und leistet einen wichtigen Beitrag für eine kostengüns-

tige, sichere und umweltverträgliche Energieversorgung einschließlich 

des Ausbaus von Energienetzen.  

 

Eine Beeinträchtigung der Planungskonzeption liegt darüber hinaus vor, 

wenn Auswirkungen auf andere Ziele als die von der Abweichung erfass-

ten auftreten. Dies ist dann der Fall, wenn durch die Abweichung neue 

negative Auswirkungen entstehen, die nur durch eine Planänderung ge-

löst werden können. Durch die Zielabweichung entstehen keine anderen 

Konflikte mit Zielfestlegungen. 

 

2.2.2 Abweichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar 

Die Vertretbarkeit unter raumordnerischen Gesichtspunkten wird grund-

sätzlich weit gefasst und ist in der Bedeutung für eine Zielabweichung 

den Grundzügen der Planung untergeordnet. Der nach erfolgter Zielab-

weichung entstandene Rechtszustand muss mithilfe eines sich an den 

rechtlichen Vorgaben orientierenden Planungsverfahrens ebenfalls er-

zielt werden können; denn durch eine Zielabweichung darf die rechts-

staatliche Planung nicht umgangen werden. Dies ist vorliegend ohne 

Weiteres zu bejahen. 

 

Nach der Rechtsprechung können nur solche Gründe eine Zielabwei-

chung als raumordnerisch vertretbar rechtfertigen, die nicht bereits bei 

der Planaufstellung erörtert und nicht bewusst zurückgestellt worden 

sind. In einem solchen Fall hat der Plangeber eine Aussage gegen die 

raumordnerische Zulassung der fraglichen Maßnahme getroffen, an die 

die Raumordnungsbehörde gebunden bleibt (VGH Mannheim, Urt. 

v. 04.07.2012 – 3 S 351/11 –, Rn. 54 [juris]; VG Lüneburg, Urt. 

v. 06.06.2019 – 2 A 627/17 –, Rn. 103 [juris]; VG Gießen, Urt. 

v. 22.03.2023 – 1 K 592/21.GI –, Rn. 193 [juris]; VG Düsseldorf, Urt. 

v. 02.05.2024 – 11 K 6313/21 – Rn. 131 [juris]). Vorliegend hat der Plan-

geber eine solche Aussage gegen die Zulassung der hier gegenständli-

chen Maßnahme getroffen. Ausweislich der Erläuterung zum LEP NRW 

2017 gilt die Ausnahme in Ziel 2-3 Abs. 4 LEP NRW 2017 ausdrücklich 

„nicht für Bauleitplanungen für gewerbliche Betriebe, die infolge Errich-

tung nicht oder wegen einer Erweiterung oder Änderung nicht mehr der 

Privilegierung gem. § 35 Abs. 1 Nr. 1, 4 oder 6 BauGB unterliegen.“ Die 

geplante Erweiterung der Biogasanlage kann unter diese Erläuterung 

subsumiert werden. Sie zählt mithin zu den Vorhaben, auf welche der 

Plangeber ausweislich der o. g. Erläuterung zum LEP NRW 2017 die Gel-

tung der Ausnahmen in Ziel 2-3 Abs. 4 LEP NRW 2017 nicht erstrecken 

wollte. Anders als die Anlage in ihrer bisherigen Form ist sie nicht mehr 

nach § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB zulässig.  

 

In der rechtswissenschaftlichen Literatur wird jedoch die Auffassung ver-

treten, dass die Entscheidung des Plangebers gegen einen bestimmten 
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Belang nur dann ein Hinderungsgrund ist, „wenn sich die Bedeutung des 

Belangs oder die maßgeblichen Rahmenbedingungen, in die das Anlie-

gen eingebunden ist, zwischenzeitlich nicht signifikant verändert haben.“ 

(Kment, in: Kment [Hrsg.], ROG, 2019, § 6, Rn. 69). Dieser Auffassung 

folgt die Landesplanungsbehörde. Die Voraussetzung ist erfüllt. Die Rah-

menbedingungen für die Erweiterung von Biogasanlagen haben sich seit 

2017 signifikant geändert.  

 

Der Plangeber hat im LEP in der Fassung des Jahres 2017 zwar für den 

Ausbau der Erneuerbaren Energien den Fokus auf die Windenergie ge-

legt, ein vergleichsweise restriktives Ziel für die Freiflächensolarenergie 

formuliert und keine Ausnahmen für die Erweiterungen von Biogasanla-

gen o. ä. im Freiraum vorgesehen. Die mittlerweile in Kraft getretene 

zweite LEP-Änderung zeigt aber, dass der Plangeber erkannt hat, dass 

dieser ausschließliche Fokus auf die Windenergie beim Ausbau der Er-

neuerbaren Energien nicht zielführend ist. Er hat daher im Rahmen der 

zweiten LEP-Änderung die Flächenkulisse für die Freiflächen-Solarener-

gie deutlich erweitert – im Wissen, dass für die Erweiterung von Biogas-

anlagen im Freiraum bereits im Rahmen der ersten LEP-Änderung eine 

Möglichkeit geschaffen wurde (die bereits erwähnte, durch OVG-Recht-

sprechung mittlerweile allerdings unwirksam gewordene zweite Aus-

nahme in Ziel 2-3, Satz 4, LEP NRW 2019). 

 

Der Plangeber hat damit bereits in der zweiten LEP-Änderung den seit 

2017 veränderten Rahmenbedingungen Rechnung getragen, die damals 

noch nicht absehbar waren: Anforderungen an die Energieversorgung 

durch das EEG (insbesondere § 2), durch die Russland-Ukraine-Krise 

und den langsamer als gedacht voranschreitenden Ausbau von Gaskraft-

werken und des Wasserstoffkernnetzes mit geringerer Verzweigung und 

insgesamt fehlenden Speicherkapazitäten. Biogas erlaubt eine gesteu-

erte Bevorratung und Abgabe der erzeugten Energie, ist flexibel und 

grundlastfähig und somit eine wichtige Ergänzung im Energiemix. 

 

Kern des Vorhabens ist die Ertüchtigung einer Anlage der Erneuerbaren 

Energien im Sinne des § 2 EEG sowie die Sicherung und Flexibilisierung 

der lokalen Energieversorgung. Ziel ist laut Planbegründung die Wert-

schöpfung in der Region zu halten, bezahlbares und klimafreundliches 

Gas und LNG-Treibstoff zu fördern sowie nach Bedarf Baugebiete mittels 

Kraft-Wärme-Kopplung mit Strom und Wärme zu versorgen und somit 

der kommunalen Wärmeplanung alle Möglichkeiten offen zu halten. 

 

Darüber hinaus stehen der geplanten Erweiterung nach Aussage der Be-

zirksregierung Münster auch keine textlichen oder zeichnerischen Ziele 

des Regionalplans und auch keine weiteren Ziele des LEP NRW von 

2017 entgegen. 
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Vor o.g. Hintergrund ist festzustellen, dass eine Abweichung von Ziel 2-

3 unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist. 

 

2.2.3 Einzelfall liegt vor  

Eine weitere Voraussetzung für eine Zielabweichung ist das „Einzelfaller-

fordernis“. Dies ist erforderlich, um die Zielabweichung von der Planän-

derung abzugrenzen, die allgemein gültig ist. Das Verfahren der Zielab-

weichung dient dazu, von einem Ziel der Raumordnung abweichen zu 

können, ohne dieses jedoch grundsätzlich in Frage zu stellen. 

Nach aktuellem Kenntnisstand sind der Bezirksregierung Münster keine 

vergleichbaren Fälle bekannt.  

 

3. Abschließende Bewertung und Ermessensentscheidung 

 

Eine Verknüpfung von technischen und wirtschaftlichen Gründen führt 

bei der geplanten Erweiterung der Biogasanlage dazu, dass weitere zeit-

liche Verzögerungen eine Härte für den Investor darstellen würden, die 

ihm vor dem Hintergrund der überraschenden Änderung der Rechtslage 

nicht zuzumuten ist. Zu keinem Zeitpunkt wurden seitens der Behörden 

Bedenken zu diesem Projekt und der Genehmigungsfähigkeit geäußert. 

Die Erweiterung der Biogasanlage ist daher bereits weit fortgeschritten. 

Die ersten Behälter, die Technikhalle mit Elektroanbindung und Pumpen, 

die LNG Verflüssigung sind weitgehend fertiggestellt und sind teilweise 

bereits immissionsschutzrechtlich genehmigt und in Betrieb. Da diese 

technischen Anlagen nicht modulweise aufgebaut und entsprechend 

nach und nach erweitert werden können, mussten sie sofort in der ge-

planten Endausbaustufe beantragt werden. Der Investor konnte davon 

ausgehen, dass das Bauleitplanverfahren Ende 2024 abgeschlossen 

sein würde. Im Vertrauen auf den Verfahrensablauf wurden Investitionen 

getätigt. Die verspätete Fertigstellung der Anlage wäre jedenfalls nach 

schlüssigem Vortrag mit einem Insolvenzrisiko verbunden. Es handelt 

sich insofern insgesamt um einen Härtefall, der eine Ermessensaus-

übung im Sinne der beantragten Zielabweichung rechtfertigt. 

 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Voraussetzungen 

für eine Zielabweichung gemäß § 6 ROG i. V. m. § 16 Abs. 1 LPlG NRW 

für die genannten Bauleitplanungen der Stadt Rhede – vorbehaltlich des 

Einvernehmens mit den fachlich zuständigen Ministerien und vorbehalt-

lich der Benehmensherstellung mit dem AWIKE – vorliegen. 

 

Die vorliegende Abweichung von dem textlichen Ziel 2-3 des LEP NRW 

von 2017 ist ein Einzelfall, der die Grundzüge der Planung nicht berührt 

und unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist.  

 

Es liegen zudem überwiegende Gründe vor, das der Landesplanungsbe-

hörde gemäß §§ 6 ROG, 16 Abs. 1 LPlG NRW eingeräumte Ermessen 

zugunsten der antragstellenden Stadt auszuüben. 
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Demgegenüber sind die durch den Einzelfall zu befürchtenden Beein-

trächtigungen der mit Ziel 2-3 LEP NRW 2017 in Ausgleich gebrachten 

Belange lediglich geringfügig. Im Hinblick auf eine konzentrierte Sied-

lungsentwicklung, die Sicherung der Daseinsvorsorge, den Schutz des 

Freiraums und die Berücksichtigung des besonderen öffentlichen Inte-

resses am Ausbau der Erneuerbaren Energien ist die Zielabweichung 

aus Sicht der Landesplanungsbehörde gut vertretbar.  

 

Dem Antrag der Stadt Rhede soll entsprochen werden. 
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